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Grußwort

   

Liebe Kolleginnen und Kollegen,

schon wieder beschäftigt der Bestand anwalt-

licher Sammelanderkonten die Bundesrechtsan-

waltskammer und mit ihr natürlich auch die regio-

nalen Kammern. Nachdem durch gemeinsame 

Anstrengungen die Verlängerung des sog. Nicht-

beanstandungserlasses des Bundesministeriums 

für Finanzen (BMF) bis 31.12.2026 erreicht wer-

den konnte und die Bundesrechtsanwaltskammer 

hierzu ein entsprechendes Konzept zur Erfüllung 

der OECD-Vorgaben erarbeitet hatte, der sowohl 

beim Bundesjustiz- (BMJV) als auch dem Bun-

desfinanzministerium (BMF) auf offene Ohren 

gestoßen war, scheint nunmehr durch Vorgaben 

der EU-Kommission dieses Konzept in Gefahr zu 

geraten. Die EU-Kommission hat nämlich in Form 

„technischer Regulierungsstandards“ (RTS) nach 

Art. 28 Abs. 1 der EU-Verordnung zur Verhinde-

rung von Geldwäsche und Terrorismusfinanzie-

rung (VO / EU ) 2024 / 1964) Anforderungen für 

die Überprüfung u. a. anwaltlicher Konten vorgese-

hen, die dazu führten, dass nicht nur die Sammel- 

anderkonten, sondern auch die Geschäftskonten 

der Anwaltschaft gefährdet wären. Würde sich 

diese „Idee“ der EU-Kommission, die ein sehr merk-

würdiges Bild von der Anwaltschaft vermittelt, 

durchsetzen, wäre dies das Ende für das anwalt-

liche Berufsgeheimnis, soweit es in irgendeiner 

Weise mit Geldtransaktionen im Zusammenhang 

steht. Jede von einem Anwaltskonto vorgenom-

mene Transaktion wäre gegenüber den kontofüh-

renden Banken erklärungsbedürftig, was umge-

kehrt befürchten ließe, dass der nunmehr von den 

Banken zu leistende Überprüfungsaufwand dazu 

führte, dass diese ihrerseits aufgrund des erhöh-

ten Überwachungsaufwandes dazu übergingen, 

Anwaltskonten zu kündigen, soweit auf diesen 

Konten Fremdgelder eingehen. Dies würde aber 

auch dazu führen, dass die Justiz Schwierigkeiten 

hätte, etwa überzahlte Gerichtskosten, die ja re-

gelmäßig auf Rechtsanwaltskonten überwiesen 

werden, auszuzahlen. Diese Problematik ist dem 

Bundesjustizministerium durchaus bekannt und es 

besteht berechtigter Grund zur Hoffnung, dass die 

Mitgliedsstaaten, die sich ähnlichen Problematiken 

ausgesetzt fühlen, gegenüber der EU Kommission 

durchsetzen und den Bestand der Sammelander-

konten erhalten werden, was letztlich auch dazu 

führen würde, dass „unsere Geschäftskonten“ 

nicht gefährdet wären. Es bleibt also weiterhin 

spannend. 

Ich wünsche Ihnen, allen Kolleginnen und Kollegen 

sowie Ihren Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern 

eine schöne Sommerzeit. 

Mit freundlichen kollegialen Grüßen 

Ihr Dr. Peter Beer 

Präsident
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Abteilungen der Rechtsanwaltskammer

Abteilung I 	
Verstöße Daten, Rechtsdienstleitungsgesetz
Dr. Beer, Braunschweig	

Dr. Thiele, Rosdorf	

Höxter, Braunschweig	

Abteilung II 
Berufsrechtliche Verstöße im LG Bezirk BS  
außer AG GS, Seesen, Bad Gandersheim	

Dr. Biermann, Braunschweig (Vorsitzender)

Seitz, Schöningen

Herrmann, Duderstadt

Bastobbe, Schöningen

Simon, Salzgitter

Werner, Wolfenbüttel

Abteilung III  
Berufsrechtliche Verstöße im Bezirk  
des LG Gö, AG GS, AG Seesen, Clausthal-Zellerfeld
Ronsöhr, Northeim (Vorsitzender)

Wehmeyer, Salzgitter

Dr. Thiele, Rosdorf 

Siebke, Braunschweig

Spantgar, Braunschweig

Abteilung IV 
Zulassung von Rechtsanwälten,  
Widerruf / Vertreterbestellungen
Schlüter, Braunschweig (Vorsitzender)

Dr. Beer, Braunschweig

Dr. Kupfernagel, Göttingen

Ronsöhr, Northeim

Simon, Salzgitter ⏵

 
Das Jahr 2025  

Tätigkeitsbericht des Vorstandes  
der Rechtsanwaltskammer Braunschweig

Vorstand

Der Vorstand der Rechtsanwaltskammer Braunschweig setzt sich wie folgt zusammen:

∙ �Präsident 

Rechtsanwalt und Notar Dr. Peter Beer,  

Braunschweig

∙ �Vizepräsident  
Rechtsanwalt Andreas Ronsöhr, Northeim

∙ �Vizepräsident  
Rechtsanwalt Christoph Höxter, Braunschweig

∙ �Schatzmeister 

Rechtsanwalt und Notar Michael Schlüter,  

Braunschweig

∙ �Schriftführer  
Rechtsanwalt und Notar Dr. André Kupfernagel 

Rechtsanwalt Dr. Markus Thiele, Rosdorf

Rechtsanwältin Anna Wehmeyer, Salzgitter

Rechtanwalt Dr. Frank Biermann, Braunschweig

Rechtsanwältin Tina Seitz, Schöningen

Rechtsanwalt David Benjamin Herrmann, Duderstadt

Rechtsanwältin Farough Spantgar, Braunschweig

Rechtsanwältin Anja Simon, Salzgitter

Rechtsanwalt und Notar Christoph Bastobbe, Schöningen

Rechtsanwalt Hermann Werner, Wolfenbüttel

Rechtsanwalt und Notar Marten Siebke, Braunschweig

Dr. Peter Beer, Präsident der Rechtsanwaltskammer
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Abteilung V  
Anwaltliche Aus- und Fortbildung, 
Fachanwaltschaften
Höxter, Braunschweig (Vorsitzender)

Spantgar Braunschweig

Siebke, Braunschweig

Herrmann, Duderstadt

Werner, Wolfenbüttel

Abteilung VI 
Aus- und Fortbildung nichtjuristischer Mitarbeiter
Höxter, Braunschweig (Vorsitzender)

Dr. Biermann, Braunschweig

Dr. Kupfernagel, Göttingen

Abteilung VII 
Gebühren
Wehmeyer, Salzgitter (Vorsitzende)

Bastobbe, Schöningen

Dr. Biermann, Braunschweig

Dr. Kupfernagel, Göttingen

Seitz, Schöningen

Abteilung VIII 
Abwickler
Schlüter, Braunschweig (Vorsitzender)

Bastobbe, Schöningen

Werner, Wolfenbüttel

Ronsöhr, Northeim 

Abteilung IX 
Geldwäscheaufsicht
Schlüter (Vorsitzender)

Dr. Kupfernagel, Göttingen

Simon, Salzgitter

Siebke, Braunschweig

Abteilung X 
Schlichtung wegen Schlechtleistung
Dr. Beer, Braunschweig, (Vorsitzender)

Höxter, Braunschweig

Dr. Thiele, Göttingen

Tätigkeit des Präsidiums, des Vorstandes  
und der Geschäftsführung

•  �Im Berichtsjahr 2025 fanden 4 Präsidiumssitzungen 

und 5 Vorstandssitzungen in Präsenzform statt.  Alle 

sonstigen Abstimmungen und Beschlüsse des Vor-

standes und des Präsidiums wurden im schriftlichen 

Verfahren durchgeführt.

•  �Im Berichtsjahr 2025 sind insgesamt 4 Kammermit-

teilungen an die Mitglieder per beA versandt worden.  

•  �Es wurden folgende Fortbildungsseminare durchge-

führt: 

in den Räumen der  

Rechtsanwaltskamme 	 14 

in Göttingen 	 0  

Hotel	 0 

Online	 2 

Gesamt	 16

•  ��Es haben folgende Abteilungssitzungen des Vor- 

standes der Rechtsanwaltskammer stattgefunden: 

Abteilung II	 3 

Abteilung II 	 3    

 

Alle sonstigen Beschlüsse der Abteilungen wurden 

im schriftlichen Verfahren per Web-Akte gefasst.   ⏵

⬅
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Rechtsanwälte 1300 33 5 –7 –3 –58 –5 1265 838 426

Syndikusrechtsanwälte 163 3 3 –1 0 –7 0 158 76 82

Doppelte Zulassung 186 4 1 -3 0 0 -1 192 112 80

Europäische RAe 2 0 0 0 0 0 0 2 2 0

Sonstige Anwälte § 206 3 3 0 0 0 -1 0 5 4 1

BAG's 40 5 0 0 0 -2 0 43 0 0

Mitglieder § 60 2 0 0 0 0 -1 0 0 0 0

Rechtsbeistände 2 0 0 0 0 0 0 2 2 0

Gesamt 1693 79 9 –11 –3 –69 –6 1667 1077 590

Mitgliederentwicklung 01.01.2025 – 01.01.2026

Durch rückwirkende Zulassungen der Syndikusrechts-

anwälte können die Zahlen zum Vorjahr voneinander 

abweichen. Europäische Rechtsanwälte sowie Anwälte 

gem. § 206 BRAO werden in der Gesamtsumme nicht 

noch einmal berücksichtigt, da die oben genannten Zah-

len diese bereits beinhalten.

Zum 31.12.2025 waren 590 Kammermitglieder weib-

lich. Der Frauenanteil beträgt 34,85 % (natürliche Per-

sonen).

Es waren 141 Personen zum Notariat zugelassen (8,53 

% nach Abzug der Berufsausübungsgesellschaften).

•  �Kammerversammlung 

Während des Berichtsjahres fand eine ordentliche 

Kammerversammlung am 21.05.2025 in Braunschweig 

statt.

•  �Abwicklungen 

neue Abwicklerbestellungen 2025 	 4 

verlängerte Abwicklungen 2025 	 6

•  �Im Kalenderjahr 2025 verstarben: 
1 Rechtsanwalt aus Uslar 

1 Rechtsanwälte aus Göttingen 

1 Rechtsanwalt aus Uehrde 

3 Rechtsanwälte aus Braunschweig ⏵

� Mitgliederstatistik zum 01.01.2026

Rechtsanwaltskammer Braunschweig  2  |  2026 ⬅
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2024 2025

Abteilung II berufsrechtliche Verstöße 65 76

Abteilung III berufsrechtliche Verstöße 39 71

Abteilung VII Gebühren 7 3

Abteilung X Vermittlungen 24 39

Zusammen 135 189

Aus den Vorjahren übernommen 84 67

Zusammen 219 256

Davon erledigt durch Zurückweisung, 

Einigung oder Sonstiges
77 69

Missbilligende Belehrungen / 

Hinweis / Ermahnung
8 6

Rüge 7 12

Gebührengutachten erstellt 4 2

Vermittlungen 22 37

Am Jahresende unerledigt 

und in Bearbeitung
101 130

davon aus Abt. II und III 

an STA / GENSTA / AnwG abgegeben 

(Ermittlungsverfahren wird abgewartet)

41

Aufsichtsverfahren | Gutachten | Vermittlung 
im Geschäftsjahr 2024

 ⏵

Rechtsanwaltskammer Braunschweig  2  |  2026 ⬅



MitteilungenMitteilungen

7

 

Berufsbildungsbericht

Gemäß § 34 i.V.m. § 71 Abs. 4 Berufsbildungsgesetz führt 

die Rechtsanwaltskammer Braunschweig als zuständige 

Stelle das Verzeichnis der Berufsausbildungsverhältnis-

se für die Ausbildungsberufe „Rechtsanwaltsfachange-

stellte/r“ und „Rechtsanwalts- und Notarfachangestellte/r.

Der Berufsbildungsausschuss der Rechtsanwaltskammer 

wurde gebildet für den Zeitraum vom 03.02.2023 bis 

zum 02.02.2027 aus jeweils 6 ordentlichen und 6 stell-

vertretenden Mitgliedern aus den Bereichen Arbeitge-

ber, Arbeitnehmer und Berufsschullehrer. Im Jahr 2025 

fand eine Sitzung am 19.03.2025 statt; es wurden grund-

sätzliche Fragen der Berufsausbildung besprochen.

Der Prüfungsausschuss, der für die Abnahme von Fach-

angestelltenprüfungen nach der ReNoPat-Ausbildungs-

verordnung zuständig ist besteht aus 27 Mitgliedern 

aus den Bereichen Arbeitgeber, Arbeitnehmer und Be-

rufsschullehrer.

, 

 

Prüfungsergebnisse Abschlussprüfung 
Winter 2023/2024 und Sommer 2024

Die grauen Zahlen sind die Ergebnisse aus dem Vorjahr.

2024 2025

Neueintragungen (Ausbildungs-

beginn im Jahr 2024 und 2025)
54 70

vorzeitig Gelöschte 14 10

während der Probezeit 8 5

vor Beginn der Ausbildung 4 5

durch den Auszubildenden 1 0

im gegenseitigen Einvernehmen 0 0

Aufgabe der Berufsausbildung 0 0

Tod des Auszubildenden 1 0

Teilnahme Einstiegsqualifizierung 0 0

Zwischenprüfungsteilnehmeranzahl 39 43

Teilnehmer Abschlussprüfung  

Winter 2023/2024 und 

Sommer 2024

45

davon bestanden 44

davon nicht bestanden 1

davon in 2024 geprüfte Wiederholer 0

davon endgültig nicht bestanden 0

Teilnehmer Abschlussprüfung 

Winter 2024/2025 und 

Sommer 2025

31

davon bestanden 30

davon nicht bestanden 1

davon in 2024 geprüfte Wiederholer 1

davon endgültig nicht bestanden 0

Aufnahme Stipendiat / 

in Begabtenförderung
1 1

Prüfungs-
ausschuss

Note 

1

Note 

2

Note 

3

Note 

4

Nicht 

bestan-

den

insge-

samt

Göttingen 1/1 4/4 3/3 0/1 0/0 8/9

Northeim 1/1 1/5 0/1 0/0 0/0 2/7

Braun-
schweig

3/10 7/9 6/4 4/4 1/1 21/28

OLG-Bezirk 

gesamt
5/12 12/18 9/7 4/6 1/1 31/44

Zur ehrenamtlichen Ausbildungsberaterin ist bis dato 

bestellt worden für den OLG-Bezirk Braunschweig: 

Frau RAin Roberta Staats, Braunschweig.  ⏵

Rechtsanwaltskammer Braunschweig  2  |  2026 ⬅
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Verliehen 

2024

Über-

nommene 

Anträge 

aus 2024

Anträge

2025

verliehen
2025

nicht 

verliehen

In 2026

über- 

nommen

Agrarrecht

Arbeitsrecht 2 1 5 6

Bank- und Kapitalmarktrecht 1

Bau- und Architektenrecht 5 1 1

Erbrecht 5 3 2

Familienrecht 2 1 1 2

Gewerblicher Rechtsschutz

Handels- und Gesellschaftsrecht 1 1 1

Insolvenz- und Sanierungsrecht

Internationales Wirtschaftsrecht

IT-Recht

Medizinrecht 1 1 1

Miet- und Wohnungseigentumsrecht 3 1 1

Migrationsrecht

Sozialrecht 1

Sportrecht

Steuerrecht 2 2

Strafrecht 1 1 1

Transport- und Speditionsrecht

Urheber- und Medienrecht

Vergaberecht 1 1

Verkehrsrecht 4

Versicherungsrecht

Verwaltungsrecht 1 1

Gesamt 21 5 17 18 0 4

Abteilung für anwaltliche Aus- und Fortbildung, Fachanwaltschaften

Im Geschäftsjahr 2025 sind 17 Fachanwaltsanträge bei 

der Rechtsanwaltskammer Braunschweig eingegangen. 

Diese wurden zzgl. der noch nicht beschiedenen 5 An-

träge aus den Vorjahren durch den Fachausschuss und 

die Abteilung des Vorstandes im Geschäftsjahr wie folgt 

bearbeitet:

       Geldwäscheaufsicht

Die Tätigkeit des Vorstandes im Rahmen der Geldwä-

scheaufsicht ist der jährlichen Statistik nach § 51 GwG 

zu entnehmen, auf die Bezug genommen wird.   

Rechtsanwaltskammer Braunschweig  2  |  2026 ⬅
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Ausbildungsvergügung ReFa / ReNo

Empfehlungen und Mindestsätze der Rechtsanwaltskammern  
(Stand: 18.05.2026)

 
 

Ausbildungsvergütung ReFa/ReNo 
 

Empfehlungen und Mindestsätze der Rechtsanwaltskammern (Stand: 18.05.2026) 
 

RAK Anmerkung 

1. Ausbildungsjahr 

Vergütung 

in EUR 

2. Ausbildungsjahr 3. Ausbildungsjahr 

Bamberg Unterschreitung bis max. 20 % in begründeten 
Einzelfällen zulässig* 

1.000,00 1.100,00 1.200,00 

Berlin Unterschreitung bis max. 20 % zulässig* 1.050,00 1.100,00 1.150,00 

Brandenburg Unterschreitung bis max. 20 % zulässig* 1.000,00 1.100,00 1.200,00 

Braunschweig  920,00 1.086,00 1.242,00 

Bremen  1.000,00 1.100,00 1.200,00 

Celle keine Empfehlungen    

Düsseldorf Unterschreitung bis max. 20 % in begründeten 
Einzelfällen zulässig* 

1.000,00 1.100,00 1.200,00 

Frankfurt Unterschreitung bis max. 20 % in begründeten 
Ausnahmefällen möglich* 

1.050,00 1.125,00 1.200,00 

Freiburg Unterschreitung bis max. 20 % zulässig* 1.100,00 1.200,00 1.300,00 

Hamburg Unterschreitung bis max. 20 % zulässig* 1.050,00 1.150,00 1.250,00 

Hamm Unterschreitung bis max. 20 % zulässig 1.250,00 1.350,00 1.450,00 

Karlsruhe bei Abschlägen von mehr als 20 % keine Eintragung 
des Ausbildungsvertrages in das 
Ausbildungsregister* 

1.000,00 1.100,00 1.200,00 

Kassel  700,00-900,00 820,00-1.000,00 940,00-1.200,00 

Koblenz Unterschreitung bis max. 20 % zulässig* 1.200,00 1.300,00 1.400,00 

Köln Unterschreitung bis max. 20 % in begründeten 
Einzelfällen zulässig* 

1.000,00 1.100,00 1.200,00 

Mecklenburg-Vorpommern  900,00 1.000,00 1.100,00 

München Unterschreitungen bis max. 20 % in begründeten 
Einzelfällen zulässig* 

1.030,00 1.150,00 1.270,00 

Nürnberg Unterschreitung bis max. 20 % zulässig* 1.150,00 1.250,00 1.350,00 

Oldenburg keine Empfehlungen    

Saarland Unterschreitung bis max. 20 % zulässig* 1.000,00 1.100,00 1.200,00 

Sachsen Unterschreitung bis max. 20 % zulässig* 1.150,00 1.250,00 1.350,00 

Sachsen-Anhalt  1.000,00 1.100,00 1.175,00 

Schleswig-Holstein  1.000,00 1.100,00 1.200,00 

Stuttgart Unterschreitung bis max. 20 % zulässig* 1.000,00 1.150,00 1.250,00 

Thüringen Unterschreitung bis max. 20 % zulässig* 900,00 1.000,00 1.100,00 

Tübingen Unterschreitung bis max. 20 % zulässig* 950,00 1.050,00 1.150,00 

Zweibrücken  900,00 1.000,00 1.100,00 

Bundesgebiet  700,00-1.250,00 820,00-1.350,00 940,00-1.450,00 

Durchschnitt 2026  1.012,00 1.115,24 1.215,08 

Durchschnitt 2025  971,20 1.074,60 1.173,80 

*Nach der Rechtsprechung des BAG (Urt. v. 29.04.2015, Az. 9 AZR 108/14) ist eine 20%ige Unterschreitung in begründeten Fällen möglich. 
*    �Nach der Rechtsprechung des BAG (Urt. v. 29.04.2015, Az. 9 AZR 108/14)  

ist eine 20%ige Unterschreitung in begründeten Fällen möglich.     
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MitteilungenMitteilungen

10

Berlin, 13.03.2026  |  Kurzprotokoll

86. Tagung der Gebührenreferentinnen und -referenten  
der Rechtsanwaltskammern

Die 86. Tagung der Gebührenreferentinnen und Ge-

bührenreferenten der Rechtsanwaltskammern fand 

auf Einladung der Rechtsanwaltskammer München am 

18.10.2025 in München statt.

Auf der Agenda standen unter anderem nachfolgende 

Themen:

•  �Änderungen des RVG zum 01.06.2025: Kosten- und 

Betreuervergütungsrechts-änderungsgesetz 2025

•  �Aktueller Streitwertkatalog für die Verwaltungsge-

richtsbarkeit

•  �Aktuelle Rechtsprechung zur Pflichtverteidigerver-

gütung bei Rücknahme des Rechtsmittels der Staats-

anwaltschaft vor dessen Begründung

•  �Gebührensätze für über ein Terminvertretungsportal 

vermittelte Terminvertretungen

•  �Anmeldung von Forderungen zum Insolvenzverfah-

ren: Qualifizierung als außergerichtliche oder ge-

richtliche Angelegenheit?

1.    Bericht aus dem BRAK-Ausschuss RVG

1.1   �Gebührenmindernde Berücksichtigung  

von Synergieeffekten im Sozialrecht

Der BRAK-Ausschuss RVG hat sich vorab der 86. Tagung 

mit dem Auftrag der 85. Tagung der Gebührenreferen-

ten zur gebührenmindernden Berücksichtigung von 

Synergieeffekten im Sozialrecht befasst. Dieses Thema 

wurde von der RAK Berlin an die Gebührenreferenten 

herangetragen.

Der Ausschuss sei sich überwiegend einig, dass Syner-

gieeffekte eigentlich nur in der Anrechnung zu berück-

sichtigen sind nach dem System des RVG. Umfang und 

Schwierigkeit als die beiden ersten und wichtigsten 

Kriterien des § 14 Abs. 1 RVG würden sich hierbei am 

„Normalanwalt“ ausrichten. Nach diesem Maßstab sei 

es Aufgabe der Kammer festzustellen, ob der konkrete 

Einzelfall überdurchschnittlich, unterdurchschnittlich 

oder durchschnittlich sei.

Keine Einigkeit bestünde aber mit Blick auf die Syner-

gieeffekte, die durch parallele Verfahren mit denselben 

Mandanten auftreten würden. Da werde es im Umfang 

wahrscheinlich berücksichtigungsfähig sein. Würde 

man aber das fortschreiben, was die vorgelegten Ur-

teile vorgeben, so wäre dies der „Tod des Fachanwalts“ 

– dann würden die Prozesserfahrungen, die man sich 

durch Fortbildungen erkämpft habe, nutzlos. Diese Art 

und Weise der Festsetzungspraxis der Gerichte sei auch 

vom Gesetzgeber so nicht gewollt.

Als Ergebnis der Befassung der Gebührenreferenten 

mit dem Thema und der Auffassung des BRAK-Aus-

schusses RVG, fassten sie nachfolgenden einstimmigen 

Beschluss:

„Bei der Bewertung der Kriterien Umfang und Schwie-

rigkeit i. S. v. § 14 Abs. 1 RVG ist Maßstab der durch-

schnittliche Rechtsanwalt. Deshalb sind insbesondere 

besondere Vorkenntnisse, Fachanwaltschaft, Speziali-

sierung oder Kenntnisse aus Parallelverfahren nicht ge-

bührenmindernd zu berücksichtigen und insbesondere 

bei der Bewertung der Schwierigkeit ohne Bedeutung.“

1.2   �Auswirkungen von KI-assistierten Rechtsdienst-

leistungen auf das Vergütungsrecht

Insbesondere vor dem Hintergrund der Forderungen 

der Rechtsschutzversicherer, dass gebührenmindern-

de Berücksichtigungen vorgenommen werden müss-

ten, habe sich der BRAK-Ausschuss RVG des Weiteren 

auch mit den Auswirkungen von KI-assistierten Rechts-

dienstleistungen auf das Vergütungsrecht befasst. Der 

Ausschuss sei nach jetzigem Stand der Auffassung, dass 

Gebührenminderungen nicht angebracht sei. Nach der 

derzeitigen Praxis werde KI überwiegend auch von den  ⏵
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Mandanten an den Anwalt herangetragen – dies er-

schwere die Arbeit durch beispielsweise völlig falsch 

zitierte bzw. unpassende oder gar nicht erst existente 

Urteile, die nicht zum konkret angetragenen Fall pas-

sen würden. Solche Konstellationen führten zu einem 

Mehraufwand auf anwaltlicher Seite und gerade zu kei-

ner Entlastung. Aufgrund der jedenfalls bisher noch be-

stehenden Unzuverlässigkeit von KI sei derzeit auch für 

die Recherche kein gebührenminderndes Momentum 

erkennbar. Anders sei dies möglicherweise in solchen 

Mandaten, die rein KI-gestützt bearbeitet würden, wie 

z. B. Massenverfahren.

1.3   �Abrechnung nach Zeithonorarvereinbarung

Der Ausschuss habe sich zudem mit dem Urteil des Bun-

desgerichtshofs vom 8.5.2025 – 9 ZR 90/23 – befasst, 

in dem es um die Zeithonorarabrechnung gehe. Der 

BGH habe bereits am 12.9.2024 (IX ZR 65/23) ein we-

nig Erleichterung verschafft, indem er die Zeithonorare 

auch bei Intransparenz nicht automatisch als unwirksam 

eingestuft habe. Mit der neuen Entscheidung habe der 

BGH diese bisherige Rechtsprechung bestätigt und aus-

geführt sowie zum Teil modifiziert bzw. konkretisiert. 

Darüber hinaus habe der BGH aber auch einige Leitli-

nien gegeben, wie man mit Zeithonorarvereinbarungen 

umzugehen habe:

Der BGH habe zunächst einen großen Irrtum klarge-

stellt. Eine Überschreitung des gesetzlichen Gebüh-

renrahmens um das Fünffache bedeute, dass erst das 

Sechsfache der gesetzlichen Höchstgebühr Anlass zur 

Prüfung der Angemessenheit geben könne, sodass hier 

der Ansatzpunkt der Vorinstanz unrichtig gewesen sei. 

Auch habe der BGH klargestellt, dass die Darlegungs- 

und Beweislast für eine unzutreffende Abrechnung 

beim Mandanten läge, da dieser sich gegen die Festset-

zung des Rechtsanwalts wende. Bei Überschreitung des 

Sechsfachen kippt allerdings diese Darlegungs- und Be-

weislast dahingehend, dass der Rechtsanwalt darzule-

gen und zu beweisen habe, dass seine Gebühren richtig 

berechnet seien.

Eine weitere Klarstellung erfolgte mit Blick auf die Fra-

ge, ob die Überprüfung der Überschreitung anhand der 

einzelnen Angelegenheiten innerhalb des Auftrages 

oder – wie in diesem Fall die Vorinstanz zugrunde ge-

legt habe – in Bezug auf den Gesamtauftrag zu treffen 

sei. Der BGH habe in diesem konkreten Fall klarge-

stellt, dass Grundlage die einzelnen Angelegenheiten 

seien. Dies müsse nicht in jedem Fall so sein, sondern 

hänge von dem jeweiligen Auftrag ab. Beziehe sich die 

Vereinbarung zur Abrechnung auf den Gesamtauftrag, 

dann sei die Überprüfung der abgerechneten Gebühren 

auch anhand des gesamten Auftrags vorzunehmen, rich-

te sich die Vereinbarung aber auf die Abrechnung nach 

den einzelnen Angelegenheiten, dann müsse auch die 

Überschreitung anhand jeder einzelne Angelegenheit 

in der Abrechnung zu prüfen.

2.    �Gutachtenanfragen zur Angemessenheit  
der Anzahl der abgerechneten Stunden

Das Thema der Gutachtenanfragen zur Angemessenheit 

der Anzahl abgerechneter Stunden sei mit Regelmäßig-

keit Gegenstand der Gebührenreferententagungen. Be-

reits in der 79. Tagung am 04.09.2021 hätten die Gebüh-

renreferenten nachfolgendes Meinungsbild gefasst:

„Die Beurteilung der Plausibilität der aufgewendeten 

Stunden und der Abrechnung fällt nicht in die Zustän-

digkeit der Rechtsanwaltskammern und ist auch nicht 

über § 73 Abs. 2 Nr. 8 BRAO zu begründen ist. Neben 

§ 14 Abs. 3 RVG ist allenfalls über § 3a Abs. 3 RVG die 

Frage zu beantworten, ob die Vereinbarung an sich, auf 

deren Grundlage die Abrechnung erstellt wird, unver-

hältnismäßig ist oder nicht.“

Die Gebührenreferenten hielten an dem bereits gefass-

ten Meinungsbild fest – es bedürfe keiner weiteren Be-

schlussfassung. Im Austausch ergänzt wurde, dass der 

BGH in seiner Entscheidung vom 08.05.2025 (IX ZR 

90/23) zudem dargelegt habe, dass es Aufgabe des Ta-

trichters sei, den Umfang und die Angemessenheit der 

anwaltlichen Tätigkeit festzustellen. § 73 Nr. 8 BRAO 

sei eine Zuständigkeitsregelung und keine Ermächti-

gungsgrundlage. Es gebe zwei gesetzliche Regelungen 

im RVG, den § 3a Abs. 3 und den § 14 Abs. 3 RVG. An 

die müsse man sich halten, sie seien in der Rechtsord-

nung eine absolute Ausnahmestellung. Es gehe hier um 

Rechtsfragen und Rechtsgutachten. Die Rechtsfragen 

habe an sich das Gericht zu klären. Warum der Gesetz-

geber hier einen Dritten mit in die Pflicht genommen 

habe, dem Gericht zu helfen, sei nicht bekannt. ⏵
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3.    Änderungen des RVG zum 01.06.2025

Die infolge des Kosten- und Betreuervergütungsrecht-

sänderungsgesetz 2025 (KostRÄG 2025) eingetretenen 

Änderungen des RVG wurden im Einzelnen dargelegt:

•  �In § 13 – lineare Erhöhung der Gebühren – seien die 

Wertgebühren um 6 % und im Rahmen der Fest- und 

Betragsrahmengebühren um 9 % erhöht worden. 

•  �Die Mindestgebühr bliebe bei 15 €. 

•  �Eine Besonderheit betreffe die Inkassogebühren, die 

Geschäftsgebühr nach Nr. 2300 VV RVG.

•  �Eine weitere Änderung betreffe die Anrechnung in 

gerichtlichen Verfahren, § 15a Abs. 2 RVG.

•  �Die Wertgebühren bei PKH-/VKH-Anwälten sei-

en angepasst worden von bisher 85 % auf 90 % der 

Wahlanwaltsgebühren ab einem Wert über 4.000 € 

(§ 49 RVG).

•  �Die Beratungshilfegebühren seien linear um 9 % er-

höht worden. Der Eigenanteil für den Mandanten 

verbleibe bei 15 €.

•  �Für Terminsgebühr nach Nr. 3104 VV RVG habe es 

im Vorfeld unterschiedliche Meinungen gegeben, ob 

sog. Erörterungsgebühren unter die Terminsgebühr 

fielen. Es sei klargestellt worden, dass eine Termins-

gebühr für zwingende Erörterungstermine, z. B. § 55 

FamFG, anfalle. Nicht zwingende Erörterungstermi-

ne lösten daher auch keine Terminsgebühr aus. Hier 

wolle sie auf den Beitrag von Volpert im RVGreport 

2025, ab Seite 337 hinweisen.

•  �In Bußgeldsachen fielen Betragsrahmen- und Festge-

bühren an. Die Änderung erfolgte bei der Staffelung 

in der ersten Stufe, bisher bei einer Geldbuße von 

weniger als 60 € sei auf von weniger als 80 € erhöht 

worden. Die weiteren Stufen seien so geblieben wie 

bisher.

•  �Im Übergangsrecht (§ 60 Abs. 1 RVG) sei festgelegt, 

dass die Neuregelungen ab dem 1.6.2025 gelten – in 

Abhängigkeit von der Mandatserteilung. Für die Ausle-

gung sei zwischen vorgerichtlichem und späterem ge-

richtlichem Mandat zu unterscheiden. Hierzu existieren 

bereits Aufsätze mit Fallbeispielen: RVGreport 7 und 8 

2025; Schneider, Das juristische Büro, 6/2025, S. 286 f.

•  �Weitere Änderungen beträfen nicht direkt das RVG 

– angemerkt sei die Erhöhung der Gegenstandswerte 

insbesondere im Bereich des Familienrechts und eini-

gen Bereichen im Mahn- und Zwangsvollstreckungs-

recht sowie im Mietrecht bei Klagen gegen die Miet-

preisbremse.

Zusammenfassend schätzten die Teilnehmer der Tagung 

die Erhöhungen als wenig befriedigend für die Anwalt-

schaft ein – allen voran vor dem Hintergrund der zeitlich 

großen Abstände zwischen den einzelnen Erhöhungen 

(Einführung RVG am 1. Juli 2004; Erstes KostRMoG In-

krafttreten 5. Mai 2004, Zweites KostRMoG Inkrafttre-

ten 31. Juli 2013; KostRÄndG 2021 Inkrafttreten zum 

1.1.2021; KostRÄndG 2025 Inkrafttreten 1. Juni 2025) 

und dem Nichterreichen einer regelmäßigen linearen 

Erhöhung der Anwaltsgebühren. Die jetzige lineare Er-

höhung liege mit Blick auf die Wertgebühren bei 6 % 

und bei den Betragsrahmengebühren bei 9 %.1

4.    Paypal als Zahlungsmittel

Die Gebührenreferenten sind mit großer Mehrheit der 

Meinung, dass Paypal als eines von mehreren Zahlungs-

mitteln für das Mandat unbedenklich ist.

5.    �Aktueller Streitwertkatalog  
für die Verwaltungsgerichtsbarkeit

Die Gebührenreferenten sehen die Streitwertkataloge 

als „zweischneidiges Schwert“. Im Kern sei es nicht Auf-

gabe der Gerichte, abstrakte Streitwerte festzusetzen. 

Dies sei Aufgabe des Gesetzgebers. In vielen Rechtsge-

bieten übernähme diese Aufgabe aber die Richterschaft 

und wiese zugleich von sich, dass auch die Anwälte mit-

wirken könnten. Faktisch entwickeln diese Streitwert-

kataloge eine hohe Bindungswirkung in der Praxis, weil 

sich die allermeisten danach richten. ⏵

1   �Literaturhinweise: Toissaint in NJW 2025, S. 601 ff. 
Hagen Schneider, Das juristische Büro 2025, S. 289 
RVGreport, Hefte 7 und 8 2025
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Darüber hinaus sei die Frage zu behandeln, ob die ak-

tuellen, unveränderten Auffangwerte noch realistisch 

seien. Da die Streitwerterhöhung bei den Zuständig-

keitsstreitwerten auf bis 10.000 € beim Amtsgericht 

erfolge, wäre es an der Zeit, auch die Auffangstreitwer-

te anzupassen.

6.    �Aktuelle Rechtsprechung zur Pflichtverteidiger- 
vergütung bei Rücknahme des Rechtsmittels 
der Staatsanwaltschaft vor dessen Begründung

Die Gebührenreferenten widmeten sich mit Blick auf 

aktuelle Rechtsprechung zweier Entscheidungen zum 

Anfall der Verfahrensgebühr im Rechtsmittelverfahren, 

nämlich LG Amberg, Beschluss vom 11.04.2025 (11 KLs 

170 Js 13218/22 Sich) und OLG Nürnberg, Beschluss 

vom 30.06.2025 (Ws 501/25).

Ausgangspunkt sei die in der strafrechtlichen Vertei-

digung nicht seltene Konstellation, dass die Staatsan-

waltschaft gegen ein Urteil Rechtsmittel – Berufung 

oder Revision – einlege, dieses jedoch nach Vorliegen 

der schriftlichen Urteilsgründe wieder zurücknehme. In 

solchen Fällen stelle sich für den Verteidiger die Frage 

nach der Vergütung seiner Tätigkeit im Rechtsmittel-

verfahren. Bei Rücknahme des Rechtsmittels habe die 

Kostenentscheidung regelmäßig dahin zu lauten, dass 

die Verfahrenskosten sowie die notwendigen Auslagen 

des Angeklagten von der Staatskasse zu tragen seien; 

streitig sei sodann der Umfang der notwendigen Ausla-

gen. Eine weitere praktische Konstellation bestehe dar-

in, dass die Staatsanwaltschaft vorsorglich Rechtsmittel 

einlege, um einer möglichen Rechtsmitteleinlegung des 

Angeklagten zuvorzukommen, dieses jedoch wieder 

zurücknehme, wenn der Angeklagte selbst kein Rechts-

mittel einlege, teilweise noch bevor die schriftlichen 

Urteilsgründe vorlägen. Gleichwohl werde der Verteidi-

ger regelmäßig tätig, da er berufsrechtlich verpflichtet 

sei, den Mandanten über die Rechtsmittelsituation und 

seine Handlungsoptionen zu informieren; der Mandant 

habe hierauf einen Anspruch.

Unmittelbar nach der Hauptverhandlung habe die Be-

schuldigte einen Termin bei ihrem Pflichtverteidiger 

wahrgenommen, in dem dieser sie über die Revisions-

einlegung der Staatsanwaltschaft informiert und ihre 

Fragen zum weiteren Vorgehen beantwortet habe. In 

der Folge sei es zu einem Wechsel des Pflichtverteidi-

gers gekommen; zeitlich danach habe die Staatsanwalt-

schaft die Revision zurückgenommen. Der ursprüngli-

che Pflichtverteidiger habe daraufhin die Festsetzung 

der Verfahrensgebühr für das Revisionsverfahren nach 

Nr. 4130 VV RVG beantragt. Das Landgericht habe die 

Erinnerung gegen die ablehnende Entscheidung zurück-

gewiesen. Zur Begründung habe es ausgeführt, ohne 

vorliegende Revisionsbegründung sei ein Tätigwerden 

des Verteidigers lediglich spekulativ; zudem seien ent-

sprechende Informationsleistungen gebührenrechtlich 

eher dem Ausgangsverfahren zuzuordnen. Hiergegen 

habe der Verteidiger Beschwerde eingelegt. Das OLG 

habe die Entscheidung im Ergebnis bestätigt, allerdings 

mit der Begründung, ein Auftrag zur Tätigkeit im Revisi-

onsverfahren habe nicht vorgelegen, da die Beschuldig-

te einen Pflichtverteidigerwechsel beantragt habe.

Diese Begründungen seien in der Literatur kritisiert 

worden. Es erscheine insbesondere zweifelhaft, dem 

Verteidiger einerseits berufsrechtliche Beratungs-

pflichten aufzuerlegen, andererseits jedoch die hier-

für erbrachten Tätigkeiten gebührenrechtlich als nicht 

erforderlich oder nicht beauftragt einzuordnen. Eine 

weitere Beschwerde sei dem Pflichtverteidiger nicht 

eröffnet gewesen, sodass die geltend gemachte Gebühr 

letztlich nicht festgesetzt worden sei. Die Gebührenre-

ferenten teilen die Kritik.

7.    �Gebührensätze für über ein Terminvertretungs- 
portal vermittelte Terminvertretungen

Zur Diskussion der Gebührenreferenten wurde die Fra-

ge möglicher Sittenwidrigkeiten oder einer Gebühren-

unterschreitung i.S.v. § 4 RVG gestellt.

Im Austausch der Gebührenreferenten wurde u.a. vor-

getragen, dass die Besonderheit solcher Plattformen 

sei, dass der jeweilige Kollege den Auftrag nicht für sei-

ne Partei vermittele, sondern einen Bevollmächtigten 

für sich bevollmächtige, der ihn vertrete. Eine weite-

re Besonderheit stelle dar, dass man sich registrieren 

müsse und von vornherein ganz klare Konditionen fest-

stünden. Es sei auf die bereits existierenden Urteile des 

BGH dazu hingewiesen: Der BGH kläre deutlich, dass 

es sich nicht um einen Auftrag bzw. eine Untervollmacht 

für die Partei handele – sondern, da der Anwalt hier den  ⏵ 
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Auftrag für sich abschließe und somit auch der Gebüh-

renschuldner sei, um seinen persönlichen Auftrag. Die 

Gebühr sei dann auch nicht festsetzbar, da es sich nicht 

um Auslagen des Anwalts handele, die ihm im Prozess 

entstanden seien.

8.    �Anmeldung von Forderungen zum Insolvenz-
verfahren: Qualifizierung als außergerichtliche 
oder gerichtliche Angelegenheit?

Zur Diskussion der Gebührenreferenten wurde nach-

folgende Konstellation gestellt, die von einem Rechts-

anwalt zur Prüfung an die zuständige Kammer gereicht 

worden sei: Eine Konkurrenzkanzlei am betreffenden 

Tätigkeitsort bietet die Anmeldung von Insolvenzfor-

derungen zum Pauschalpreis von 100 € netto (119 € 

brutto) an. Der anfragende Rechtsanwalt vertritt die 

Auffassung, dass die Anmeldung von Forderungen Teil 

einer gerichtlichen Angelegenheit i.S. des RVG sei

Die überwiegende Tendenz unter den Gebührenrefe-

renten war, dass die Anmeldung von Insolvenzforde-

rungen als gerichtliche Tätigkeit i.S. des RVG einzuord-

nen sei. Entsprechend sei ein pauschaler Preis von 100 

€ netto, soweit er eine Unterschreitung der nach RVG 

maßgeblichen Gebühren darstellt, unzulässig und gege-

benenfalls zu beanstanden.

9.    �Zur Übergangsvorschrift des § 60 RVG

Unter dem Tagesordnungspunkt „Verschiedenes“ 

tauschten sich die Gebührenreferenten zur Konstella-

tion aus, in der Pflichtverteidiger bei den Gerichten An-

träge einreichen, in denen ihre Bestellung zum Pflicht-

verteidiger vor dem 1. Juni 2025 erfolgt sei, während 

die Anklage erst nach diesem Zeitpunkt erhoben wor-

den sei. Hier stelle sich die Frage, welches Recht anzu-

wenden sei. In den Reihen der Rechtspfleger herrsche 

die Auffassung, es wäre § 60 Abs. 1 Satz 2 RVG, wonach 

für die Vergütung das bisherige Recht anzuwenden sei, 

wenn der unbedingte Auftrag vor dem Inkrafttreten der 

Neuregelungen erteilt worden sei. Dies gelte auch für 

einen Vergütungsanspruch gegen die Staatskasse.

Im Kreise der Gebührenreferenten wurde u.a. die Auf-

fassung mitgeteilt, dass differenziert werden müsse 

zwischen dem Fall, dass der Mandant zu dem Anwalt 

komme und um Verteidigung bitte – nach Möglichkeit 

unter Beantragung der Pflichtverteidigerbestellung 

einerseits und andererseits dem Fall, in dem das Ge-

richt den Verteidiger bestelle, weil ein Fall notwendiger 

Verteidigung vorliege und der Beschuldigte/Angeklag-

te selber keinen benennen könne. Im letzteren Fall sei  

§ 60 Abs. 1 Satz 3 und 4 RVG einschlägig, weil kein ei-

gener Auftrag des Mandanten vorliege, sondern eine 

pure gerichtliche Bestellung. Damit sei neues Recht an-

zuwenden, was nach § 17 RVG dazu führe, dass für das 

Ermittlungsverfahren die alte Gebühr gelte und für das 

gerichtliche Verfahren die neue Gebühr.

Die Gebührenreferenten weisen auf Veröffentlichun-

gen zu dieser Konstellation hin: AGS 2025, S. 294 bis 

297; AGS 04/2023, S. 162 = NJW-Spezial 2023, S. 92. 

Unter Hinweis auf diese Entscheidungen solle es kein 

Problem sein, einen Fall nach § 60 Abs. 1 Satz 4 RVG zu 

identifizieren.

10.    �87. Tagung der Gebührenreferentinnen  
und Gebührenreferenten

Die Rechtsanwaltskammer Karlsruhe wird die 87. Ta-

gung der Gebührenreferentinnen und Gebührenrefe-

renten der Rechtsanwaltskammern am 17.10.2026 in 

Heidelberg ausrichten. 
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Berlin, 03.06.2026  |  Rechtsprechung

Anwälte müssen konkret warnen,  
wenn sich Chancen verschlechtern

Rechtsanwältinnen und -anwälte müssen ihre Mandant-

schaft über verschlechterte Erfolgsaussichten einer 

laufenden Klage belehren – und nicht erst dann, wenn 

die Rechtsverfolgung aussichtslos geworden ist, so der 

BGH. Die Aufklärung müsse eine so konkrete anwalt-

liche Einschätzung der veränderten Risiken enthalten, 

dass Mandantinnen und Mandanten eine eigenverant-

wortliche Entscheidung treffen könnten. Diese Auf-

klärungspflicht bestehe auch gegenüber rechtsschutz-

versicherten Mandantinnen und Mandanten. Weist die 

Kanzlei lediglich darauf hin, dass die Versicherung in 

jedem Fall zahlen werde, setzt sie sich damit einem Haf-

tungsrisiko aus (Urt. v. 30.04.2026, Az. IX ZR 154/24).

Erfolgschancen der Klage  
verschlechterten sich im Prozess
 

Eine Kanzlei vertrat eine Mandantin in einem Schadens-

ersatzprozess, in dem Verjährung drohte. Die Rechts-

schutzversicherung hatte Deckungszusage für die Klage 

erteilt. Im Laufe des Verfahrens fielen jedoch mehrere 

Urteile von Landes- und Oberlandesgerichten, wonach 

eine Verjährung eingetreten sei. Sie stützen sich auf die 

aktuelle Rechtsprechung des dritten BGH-Zivilsenats. 

Die Kanzlei wies ihre Mandantin zwar auf diese Recht-

sprechung hin. Ihre rechtliche Einschätzung beschränk-

te sich jedoch darauf, zu erwähnen, dass ja der im hiesi-

gen Verfahren zuständige vierten BGH-Zivilsenat noch 

nicht in der Frage entschieden habe und die Rechts-

schutzversicherung unabhängig davon zahlen müsse, 

dass die Klage fortgeführt oder zurückgenommen wer-

de. Die Mandantin entschied sich für eine Fortführung, 

die Klage wurde jedoch abgewiesen. 

Nun verlangt die Rechtsschutzversicherung von der 

Kanzlei die Rückerstattung der ausgezahlten Anwalts-

gebühren. Die Kanzlei habe ihre Beratungspflichten aus 

dem Mandatsvertrag verletzt. In den ersten beiden Ins-

tanzen blieb die Versicherung erfolglos, doch der BGH 

gab ihr nun Recht. Nach den bisher getroffenen Fest-

stellungen habe die Kanzlei ihre anwaltlichen Pflichten 

dadurch verletzt, dass sie ihre Mandantin nicht hinrei-

chend über die nach Klageerhebung aufgetretene Ver-

änderung der Ausgangslage beraten habe. 

BGH: Mandanten müssen konkret  
über Veränderungen aufgeklärt werden

Ziel der anwaltlichen Rechtsberatung sei es, Mandan-

tinnen und Mandanten verständlich über das ungefähre 

Risiko einer Klage aufzuklären, sodass diese eine eigen-

verantwortliche und sachgerechte Entscheidung tref-

fen könnten. Sei danach eine Klage praktisch aussichts-

los (geworden), müssten Anwältinnen und Anwälte der 

Mandantschaft von der beabsichtigten Rechtsverfol-

gung ausdrücklich abraten. Allein der Hinweis, die Er-

folgsaussichten seien offen, reiche dann nicht.  

Eine entsprechende Aufklärung sei aber nicht erst ver-

pflichtend, wenn die bereits erhobene Klage aussichts-

los geworden sei. Diese Pflicht bestehe bereits, wenn sie 

die rechtliche oder tatsächliche Ausgangslage im Lauf 

des Verfahrens ändere und sich dadurch die Erfolgsaus-

sichten verschlechterten. Nur so erhielten Klägerinnen 

und Kläger die Möglichkeit, die ursprünglich getroffe-

ne Entscheidung zu hinterfragen und die Chancen und 

Risiken der laufenden Klage neu zu bewerten. Habe 

sich eine zu Beginn des Rechtsstreits noch ungeklärte 

Rechtsfrage in einem Parallelverfahren höchstrichter-

lich geklärt, müsse ein Rechtsberater im Zweifel von 

einer Fortführung der Rechtsverfolgung abraten. 

Nach diesen Grundsätzen hätte die Kanzlei ihre Man-

dantin konkreter über die veränderten Erfolgsaussich-

ten des Rechtsstreits belehren müssen. Dabei reiche 

auch nicht die bloße Mitteilung, welche Umstände sich 

verändert hätten. Vielmehr hätte der anwaltliche Hin-

weis auch eine anwaltliche Einschätzung der mit der 

veränderten Ausgangslage verbundenen Risiken ent-  ⏵ 
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halten müssen. Ganz konkret hätte hier mitgeteilt wer-

den müssen, dass die Rechtsverfolgung allenfalls noch 

geringe Erfolgsaussichten habe, weil andere Instanz-

gerichte bereits parallele Klagen gegen dieselben Be-

klagten abgewiesen hätten, der dritte BGH-Zivilsenat 

in der entscheidenden Rechtsfrage bereits entschieden 

hatte und keine Anhaltspunkte für eine abweichende 

Entscheidung des vierten Zivilsenats bestanden hätten. 

Aufklärungspflicht gilt  
unabhängig von Rechtsschutzversicherung

Diese Aufklärungspflicht gelte sowohl gegenüber 

rechtsschutzversicherten wie auch gegenüber nicht 

versicherten Mandantinnen und Mandanten. Schließ-

lich seien Klagen nicht nur eine finanzielle Angelegen-

heit. Ein Rechtsstreit erfordere schließlich Zeit und 

Aufmerksamkeit. Auch die Beziehungen des Mandan-

ten zum Prozessgegner könnten negativ beeinflusst 

werden.  

Nicht ausreichend sei aus diesem Grund der Hinweis 

gewesen, dass die Rechtsschutzversicherung die an-

gefallenen Kosten sowohl bei einer Fortführung des 

Verfahrens als auch bei einer Rücknahme der Klage be-

gleichen müsse und damit für die Versicherungsnehmer 

kein Kostenrisiko bestehe. 

Abschließend konnte der BGH den Rechtsstreit jedoch 

nicht entscheiden, sondern verwies zurück an das OLG. 

Dieses muss nun klären, ob und falls ja in welcher Höhe 

den Versicherungsnehmern ein kausaler Schaden ent-

standen ist. Das hängt davon ab, wann die nach den bis-

her getroffenen Feststellungen geschuldete Beratung 

zu erteilen war und wie sich die pflichtgemäß beratenen 

Versicherungsnehmer verhalten hätten.  
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Berlin, 16.03.2026  |  Dr. Nadja Wietoska

Aufruf des Europäischen Parlaments zur Interessenbekundung  
für Rechtsberatung sowie gerichtliche und außergerichtliche  

Vertretung nach deutschem Recht

Das Europäische Parlament hat einen Aufruf zur In-

teressenbekundung im Amtsblatt der Europäischen 

Union veröffentlicht, um Anwaltskanzleien sowie auch 

Einzelanwälte zu identifizieren, die künftig rechtliche 

Beratung sowie gerichtliche und außergerichtliche Ver-

tretung des Parlaments nach deutschem Recht über-

nehmen könnten.

Der Aufruf zur Interessenbekundung dient der Er-

stellung von Listen potenzieller Bewerber und Bieter, 

die bei künftigen Vergabeverfahren des Europäischen 

Parlaments zur Angebotsabgabe aufgefordert wer-

den können. Vorgesehen sind Listen für nachfolgende 

Rechtsgebiete: Liste A: Arbeits- und Sozialrecht; Liste 

B: Versicherungsrecht; Liste C: Immobilien-, Bau- und 

Architektenrecht. Die Liste D umfasst „sonstige Rechts-

gebiete“ wie das Vertrags-, Straf- oder Steuerrecht – die 

Rechtsgebiete dieser Liste sind jedoch nicht abschlie-

ßend. Die Listen haben eine Gültigkeit von vier Jahren 

ab hiesiger Veröffentlichung des Aufrufs im Amtsblatt 

der Europäischen Union. Eine Interessenbekundung ist 

während dieser Zeit – bis auf die letzten drei Monate – 

grundsätzlich jederzeit möglich. Ebenso die Interessen-

bekundung für gleich mehrere der Listen.

Jeweilige Ausschreibungen und der damit verbundene 

Leistungskatalog können u. a. die Erstellung von Rechts-

gutachten, die rechtliche Beratung des Europäischen 

Parlaments, Erläuterungen zu abgegebenen Stellung-

nahmen, die Begleitung konkreter Verfahren sowie die 

Vertretung des Europäischen Parlaments vor deutschen 

Gerichten oder in Schiedsverfahren umfassen. Die Leis-

tungen sollen dabei grundsätzlich in englischer Sprache 

erbracht werden.

Interessierte Anwaltskanzleien und Einzelanwälte 

können ihr Interesse per E-Mail (cei.legal.assistance@

europarl.europa.eu) unter Angabe der Referenznum-

mer, der Kanzleidaten, einer Kontaktperson sowie der 

jeweiligen Rechtsgebietsliste bekunden. Die Vorlage 

weiterer Unterlagen ist zunächst nicht erforderlich. Im 

Übrigen weist das Parlament darauf hin, dass die Auf-

nahme in die Liste automatisch erfolgt, jedoch weder 

einen Anspruch auf eine spätere Beauftragung begrün-

det noch zur Durchführung von Vergabeverfahren ver-

pflichtet. ⏵

Weiterführende Informationen finden Sie auf 

den Seiten 18/19. Diese liegen ausschließlich  

in englischer Sprache vor.
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Legal Service 
Directorate for Parliamentary and Financial Affairs      
   

cei.legal.assistance@europarl.europa.eu 

SJ-0500/25         
         
        
       

 
Subject: Call for expression of interest - Legal assistance to the European Parliament in 

German law - Ref. EP-LS/LUX/2026/VL/0008-DE 
 
 
The European Parliament regularly launches public procurement procedures for the provision of legal 
assistance by a law firm operating in a given jurisdiction and in a specific field of law. These 
procedures are governed by the provisions of Regulation (EU, Euratom) 2024/2509 of the European 
Parliament and of the Council of 23 September 2024 on the financial rules applicable to the general 
budget of the Union (hereinafter: the “FR”). 
 
Typically, the legal assistance sought consists of: preparing legal opinions, advising the European 
Parliament, being available to the European Parliament to provide any explanations necessary for the 
interpretation of the opinions or advice provided, monitoring a specific case, advising the European 
Parliament on the initiation, conduct and follow up of negotiations, litigation, administrative 
procedures, arbitration or conciliation procedures, and representing the European Parliament in the 
negotiations or procedures initiated. This list is not exhaustive. The assistance sought requires, in 
particular, in-depth legal knowledge in a specific field of law and in a specific jurisdiction.  
  
In order to identify law firms potentially interested in representing the European Parliament before 
the German courts and providing legal assistance in non-litigation files under German law, the Legal 
Service of the European Parliament is launching a call for expression of interest in accordance with 
the provisions of point 13.1(b) of Annex I to the FR. 
 
This call for expressions of interest will serve as a basis for drawing up lists of potential candidates 
and tenderers to be invited to submit tenders when the European Parliament launches future 
procurement procedures to acquire legal assistance services in German law. Separate lists will be 
drawn up in the following areas: 

A. Labour and Social Law 
B. Insurance Law 
C. Real Estate and Construction Law 
D. Law - Other Fields 

Assistance in areas of law other than those covered by Lists A to C such as, e.g., contract law, 
criminal law, and tax law. The area will be determined in the future invitation to tender, and 
the law firm on the list will be invited and free to submit a bid if it considers it has the required 
expertise in the area. 
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For reasons of internal functioning, the assistance sought should be provided, in principle, in English 
or, on a case-by-case basis, in English and the language of the proceedings before the national 
authorities or the working language with the local interlocutors. 
 
If your law firm is interested in this call for expression of interest, you are invited to express your 
interest by sending an email to the following address: cei.legal.assistance@europarl.europa.eu 
 
Please clearly specify the following: 

- the procedure reference: EP-LS/LUX/2026/VL/0008-DE; 
- the name of your law firm or equivalent (e.g. name of the sole practitioner); 
- the address of your law firm or equivalent; 
- valid contact information (name of contact person(s) and an email address) for the possible 

distribution of invitations to tender; and 
- the list(s) in which you wish to express interest. 

 
It is possible to express interest in multiple lists. 
 
Please note that you do not need to submit any documents beyond the information referred to above. 
The registration on the list is automatic. It does not guarantee the award of a contract nor oblige the 
European Parliament to launch procurement procedures in the fields referred to. 
 
The validity of the lists is limited to four years from the date of publication of the notice in the Official 
Journal of the European Union. Interest may be expressed at any time during the validity of the lists, 
with the exception of the last three months. 
 
The processing of your response to this call for expression of interest requires the processing of 
personal data (e.g. name, address). All personal data will be processed in accordance with Regulation 
(EU) 2018/1725 of the European Parliament and of the Council of 23 October 2018 on the protection 
of natural persons with regard to the processing of personal data by the Union institutions, bodies, 
offices and agencies and on the free movement of such data, and repealing Regulation (EC) 
No 45/2001 and Decision No 1247/2002/EC, solely for the purposes of establishing, managing and 
using lists by the Legal Service of the European Parliament. Your lawyers have the right to access 
their personal data and to correct any errors. 
 
Thank you in advance for your interest in this call. 
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Berlin, 15.04.2026  |  Rechtsanwältin Stephanie Beyrich

Mitglieder- und Fachanwaltsstatistik zum 01.01.2026

Anhaltender Aufwärtstrend beim Anteil der Frauen,  
der Syndizi und der Berufsausübungsgesellschaften

Leichte Zunahme der Gesamtmitgliederzahl  
und erneut leichter Rückgang bei Einzelzulassungen

Die 28 Rechtsanwaltskammern verzeichneten zum 

Stichtag 01.01.2026 insgesamt 173.504 Mitglieder. 

Gegenüber dem Vorjahr (172.084) bedeutet dies insge-

samt einen leichten Anstieg um 1.420 Mitglieder (+0,83 

%). Dies ist im Wesentlichen darauf zurückzuführen, 

dass insgesamt Zuwächse bei den Syndikusrechtsan-

wälten und bei den nicht-anwaltlichen Mitgliedern von 

Geschäftsführungs- und Aufsichtsorganen von Berufs-

ausübungsgesellschaften (BAG) nach § 60 Abs. 2 Nr. 3 

BRAO zu verzeichnen sind. 

Die Gesamtzahl der Rechtsanwältinnen und Rechts-

anwälten1 ist in allen Zulassungsarten bundesweit um

0,63 % gestiegen (01.01.2026: 167.547; Vorjahr: 

166.504).

Dennoch ist die Anzahl der Rechtsanwälte in Einzelzu-

lassung zum 01.01.2026 erneut zurückgegangen – die-

se machen mit 82,62 % den größten Anteil an den na-

türlichen Mitgliedern der Rechtsanwaltskammern aus. 

Zum Stichtag waren es 138.420 und damit 295 weniger 

als im Vorjahr (138.715; -0,21 %). Die Entwicklung der 

Einzelzulassungen, die seit dem Jahr 2017 einen kon-

tinuierlichen Abwärtstrend aufweisen, setzt sich damit 

weiter fort. Ein Zuwachs um 0,69 % von 48.575 auf 

48.910 zeigt sich dagegen bei den Rechtsanwältinnen.

Ein Plus von 644 Mitgliedern (3,19 %) verzeichneten die 

doppelt Zugelassenen (01.01.2026: 20.848; Vorjahr: 

20.204), davon 9.641 Frauen (Vorjahr: 9.356; +3,05 %).

Am deutlichsten legten die Syndikusrechtsanwältin-

nen und -anwälte mit 9,15 % zu: 8.279 Syndizi waren 

zum 01.01.2026 zugelassen, 694 mehr als im Vorjahr 

(7.585). Der Trend zu dieser Zulassungsart hält damit 

an – ebenso die Beliebtheit bei Frauen: Der weibliche 

Anteil lag bei 59,86 % (Vorjahr 60,42 %). Zum Vergleich: 

Bei den doppelt Zugelassenen lag der weibliche Anteil 

bei 46,24 % (Vorjahr: 46,31 %), bei den einzeln Zuge-

lassenen bei 35,33 % (Vorjahr: 35,02 %).

Insgesamt lag der Frauenanteil unter den bundesweit 

zur Anwaltschaft Zugelassenen (167.547) mit 63.507 

Rechtsanwältinnen bei 37,90 % (Vorjahr. 37,33 %). Der 

weibliche Mitgliederanteil in allen Zulassungsarten ist 

um 1,59 % gestiegen (Vorjahr: 1,66 %). Der Aufwärts-

trend hält damit an. 

Die Anzahl der Berufsausübungsgesellschaften erhöhte 

sich zum Stichtag um 6,55 % von 5.126 im Vorjahr zu 5.462 

zugelassenen Mitgliedern der Rechtsanwaltskammern. 

Den größten Anteil daran haben die 3.544 PartGmbB 

(Vorjahr: 3.376), gefolgt von den 1.665 GmbHs (Vorjahr: 

1.525). Weiterhin angestiegen ist die Zahl der zugelasse-

nen GmbH & Co KG (01.01.2026: 80; Vorjahr: 61).

Der kontinuierliche Anstieg der in Deutschland nie-

dergelassenen ausländischen Rechtsanwälte setzt sich 

fort: Zum 01.01.2026 waren es bundesweit insgesamt 

1.485, dies bedeutet im Vergleich zum Vorjahr (1.380) 

einen Zuwachs um 7,61 %. Davon waren insgesamt 715 

europäische Rechtsanwälte nach § 2 EuRAG (Vorjahr: 

716) und insgesamt 770 ausländische Rechtsanwälte 

nach § 206 BRAO (Vorjahr: 664) niedergelassen. ⏵

1   �Der Begriff Rechtsanwalt wird in den Statistiken 
– außer bei gesondert aufgeführten Einzeldaten – 
für alle Zulassungsarten und Geschlechter verwendet.
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Die Anzahl der Fachanwältinnen und Fachanwälte ist 

weiter leicht gestiegen.

Zum Stichtag gab es 47.436 Fachanwälte (Vorjahr: 

46.148, +2,79 %), davon 15.991 Fachanwältinnen (Vor-

jahr: 15.397; +3,86 %). Damit ist der Frauenanteil bei 

den Fachanwaltschaften leicht gestiegen und liegt bei 

25,18 % (Vorjahr: 24,60 %). Gemessen an der Gesamt-

zahl der insgesamt zugelassenen Rechtsanwälte sind 

28,31 % (Vorjahr: 27,72 %) auch Fachanwälte; von den 

insgesamt zugelassenen Rechtsanwältinnen sind 25,18 

% (Vorjahr: 24,72 %) auch Fachanwältinnen.

Die Anzahl der erworbenen Fachanwaltstitel hat mit 

insgesamt 58.177 Titeln leicht abgenommen (Vorjahr: 

58.655; -0,81 %), die Anzahl der weiblichen Titelträ-

gerinnen stieg hingegen leicht an (01.01.2026:18.754; 

Vorjahr: 18.608; +0,78%).

Diese Fachanwaltstitel verteilten sich zum Stichtag wie 

folgt: 35.167 Rechtsanwälte (davon 12.670 weiblich) 

erwarben einen Fachanwaltstitel, 10.714 (davon 2.939 

weiblich) zwei Fachanwaltstitel und 1.555 (davon 382 

weiblich) die höchstmöglichen drei Fachanwaltstitel.

Beliebteste Fachanwaltschaft ist nach wie vor die für 

Arbeitsrecht (11.253; Vorjahr: 11.314), gefolgt von 

Familienrecht (8.314; Vorjahr: 8.528) und Steuerrecht 

(4.584; Vorjahr: 4.641). Die höchsten Zuwächse ver-

zeichneten die Fachanwaltschaften für Vergaberecht 

(+9,11 %), Migrationsrecht (+5,97 %) und Informations-

technologierecht (+4,68 %). Die Fachanwaltschaften für 

Urheber- und Medienrecht (-14,17 %), Transport- und 

Speditionsrecht (-5.36 %) und Sozialrecht (- 4,20 %) hat-

ten die höchsten Rückgänge.

Die Mitglieder- und die Fachanwaltsstatistik sind ab-

rufbar unter https://www.brak.de/presse/zahlen-und

-statistiken/.   
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Berlin, 28.05.2026  |  Rechtsanwalt Sven Krautschneider

Leitfaden für bedrohte Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte

Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte können im Zu-

sammenhang mit ihrer beruflichen Tätigkeit in bedroh-

licheSituationen geraten – sei es als Konsequenz von 

übernommenen Mandaten oder, wie in letzter Zeit lei-

der häufiger zu beobachten, durch stigmatisierende und 

denunzierendeMedienberichterstattung. In einer Um-

frage des Rates der Anwaltschaften der Europäischen 

Gemeinschaft (CCBE) gaben 64,36 % der befragten 

Anwältinnen und Anwälte an, in den letzten zwei Jah-

ren mindestens einmal Opfer von verbal aggressivem 

Verhalten geworden zu sein.

 

Die Konsequenzen für die Betroffenen, wenn z.B. Droh-

mails eingehen, telefonische Belästigungen erfolgen, die 

Kanzleieinrichtung beschädigt wird oder sogar physi-

sche Angriffe verübt werden, sind gravierend: So gaben 

32,12 % eine verminderte Zufriedenheit mit ihrer Ar-

beit und 24,74 % eine Beeinträchtigung ihrer mentalen 

Gesundheit als Folgen an. Umso wichtiger ist es, einige 

Punkte zu beachten, falls es zu Bedrohungen oder ag-

gressivem Verhalten kommt.

 
Handlungsempfehlungen

Sofortmaßnahmen  
bei akuter Bedrohung

•  �Ruhig bleiben und Distanz wahren –  

keine Eskalation provozieren.

 

•  �Polizei informieren (Notruf 110 in Deutschland), 

wenn eine Bedrohung unmittelbar oder ernsthaft 

ist. 

•  �Gefährdung dokumentieren:  

Jede Form von Aggression, Bedrohung oder  

Einschüchterung sollte lückenlos und zeitnah 

dokumentiert werden.  

Hierzu gehören Zeitpunkt, Ort, beteiligte Personen 

und Wortlaut der Bedrohung sowie eine genaue  

Beschreibung des Vorfalls. Beweismittel wie  

E-Mails, Nachrichten oder Social-Media-Posts soll-

ten gesichert sowie sicher aufbewahrt werden,  

um eine spätere Strafanzeige oder zivilrechtliche 

Schritte zu unterstützen.

 

•  �Zeugen ansprechen  

(z. B. Kanzleipersonal, Mandanten), damit die  

Situation nachvollziehbar bleibt. 

•  �Melderegistersperre 

Die schutzwürdigen Belange von Bürgerinnen und 

Bürgern (z.B. Leben, Gesundheit, persönliche 

Freiheit) dürfen durch Auskunftserteilungen aus dem 

Melderegister, die gemäß § 44 Bundesmeldegesetz 

(BMG) möglich sind, nicht beeinträchtigt werden. ⏵ 

Leitfaden  
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 Bedrohungen
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Digitale Sicherheit

•  Cybersicherheitsmaßnahmen: In Kanzleien sollten stets 
grundlegende Cybersicherheitsmaßnahmen umgesetzt 
werden. Dies beinhaltet u.a. die Verschlüsselung der E-Mail-
Kommunikation sowie die Verwendung sicherer Passwörter. 
Das Intranet der Kanzlei sollte durch spezielle Sicherheits-
tools geschützt werden, um die Vertraulichkeit der Kommu-
nikation und von Dokumenten zu wahren.

•  Social Media überprüfen: Persönliche Informationen 
(Wohnort, private Fotos) entfernen, die missbraucht werden 
könnten. Social Media-Kanäle auf „privat“ stellen.

•  Cybermobbing und Drohungen online dokumentieren 
(Screenshots) und anzeigen. Hetze im Internet, einschließ-
lich bewusster schlechter Online-Bewertungen, sollten 
ebenfalls dokumentiert werden. Hieraus resultieren ggf. 
Unterlassungs- und Löschungsansprüche.

Notfallplan entwickeln
Interner Ablaufplan: Wer ruft die Polizei an? Wer begleitet gefähr-
dete Personen nach Hause? Welche E-Mail-Adresse und Telefon-
nummer hat die örtliche Polizeidienststelle (neben Notruf 110)?

Bei der Polizei eine 
Gefährdungsbeurteilung 
durchführen lassen

Mit der Polizei können weitere Sicherheitsmaßnahmen be-
sprochen werden (z.B. Anbringen einer Steinwurfschutzfolie an 
Fenstern und Glastüren, Einbau einer stärkeren Eingangstür etc.).

Umsichtige 
Öffentlichkeitsarbeit

Auf lange Sicht ist es sinnvoll, bei öffentlichen Äußerungen –  
vor allem zu politischen oder gesellschaftlich sensiblen Themen 
– vorsichtig zu sein. Dazu gehört eine überlegte Wortwahl 
in sozialen Medien. Es sollte genau geprüft werden, welche 
persönlichen Informationen online sichtbar sind. Datenschutz- 
sowie Moderationsfunktionen sollten konsequent genutzt 
werden. Wer seine eigene Sichtbarkeit bewusst steuert, kann 
mögliche Angriffspunkte deutlich verringern.
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Leitfaden bei  Bedrohungen
Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte können im Zusam-
menhang mit ihrer beruflichen Tätigkeit in bedrohliche 
Situationen geraten – sei es als Konsequenz von übernom-
menen Mandaten oder, wie in letzter Zeit leider häufiger 
zu beobachten, durch stigmatisierende und denunzierende 
Medienberichterstattung. In einer Umfrage des Rates 
der Anwaltschaften der Europä ischen Gemeinschaft 
(CCBE) gaben 64,36 % der befragten Anwältinnen und 
Anwälte an, in den letzten zwei Jahren mindestens einmal 
Opfer von verbal aggressivem Verhalten geworden zu sein.

Die Konsequenzen für die Betroffenen, wenn z.B. Drohmails 
eingehen, telefonische Belästigungen erfolgen, die Kanzlei-
einrichtung beschädigt wird oder sogar physische Angriffe 
verübt werden, sind gravierend: So gaben 32,12 % eine 
verminderte Zufriedenheit mit ihrer Arbeit und 24,74 % eine 
Beeinträchtigung ihrer mentalen Gesundheit als Folgen an. 
Umso wichtiger ist es, einige Punkte zu beachten, falls es zu 
Bedrohungen oder aggressivem Verhalten kommt.

Handlungsempfehlungen

Sofortmaßnahmen bei  
akuter Bedrohung

•  Ruhig bleiben und Distanz wahren – keine Eskalation 
provozieren.

•  Polizei informieren (Notruf 110 in Deutschland), wenn 
eine  Bedrohung unmittelbar oder ernsthaft ist.

•  Gefährdung dokumentieren: Jede Form von Aggression, 
Bedrohung oder Einschüchterung sollte lückenlos und zeit-
nah dokumentiert werden. Hierzu gehören Zeitpunkt, Ort, 
beteiligte Personen und Wortlaut der Bedrohung sowie eine 
genaue Beschreibung des Vorfalls. Beweismittel wie E-Mails, 
Nachrichten oder Social-Media-Posts sollten gesichert sowie 
sicher aufbewahrt werden, um eine spätere Strafanzeige 
oder zivilrechtliche Schritte zu unterstützen.

•  Zeugen ansprechen (z. B. Kanzleipersonal, Mandanten), 
damit die Situation nachvollziehbar bleibt.

•  Melderegistersperre: Die schutzwürdigen Belange von 
Bürgerinnen und Bürgern (z.B. Leben, Gesundheit, persön-
liche Freiheit) dürfen durch Auskunftserteilungen aus dem 
Melderegister, die gemäß § 44 Bundesmeldegesetz (BMG) 
möglich sind, nicht beeinträchtigt werden.  
Zu diesem Zweck werden in begründeten Einzelfällen Aus-
kunftssperren (§ 51 BMG) eingerichtet, die jedoch nicht für 
Auskünfte an Behörden oder öffentliche Stellen gelten.  
Zur Einrichtung einer Meldesperre muss gegenüber dem Ein-
wohnermeldeamt ausführlich dargelegt werden, worin eine 
Gefährdung besteht. Objektive Nachweise (z.B. polizeiliche 
oder gerichtliche Verfahren, Aktenvermerke etc.) über die 
Gefährdung sollten dem Antrag beigefügt werden.

 
Prävention im Kanzleialltag

•  Sicherheitskonzept: In der Kanzlei sollten eine Türsprech-
anlage, eine Kameraüberwachung, ein Panikknopf und eine 
Alarmanlage installiert sein. Die Kanzleitür sollte erst nach 
Klingeln geöffnet werden sowie nur für Mandanten mit Ter-
min. Die Tür sollte nicht von außen ohne Zutun der Kanzlei-
mitarbeiter aufgedrückt werden können.  
Die Kanzleiinhaberin oder der Kanzleiinhaber sollte sich mit 
Nachbarn abstimmen und kommunizieren, wer sich in der 
Gegend bewegt.

•  Empfangsbereich absichern: Es sollte keine direkte Ein-
sicht in Arbeitsräume möglich sein. Der Mandanten- und der 
Mitarbeiterbereich sollten klar voneinander getrennt sein.

•  Kanzleipersonal schulen: Das Verhalten im Ernstfall sollte 
geübt sowie Ansprechpartner für Bedrohungssituationen 
benannt werden. Mit dem Kanzleipersonal sollte besprochen 
werden, dass Drohungen und aggressives Verhalten auf-
treten können.  
Die Mitarbeiter der Kanzlei lesen eingehende Briefe und 
E-Mails häufig als erstes. Den Mitarbeitern sollte daher 
kommuniziert werden, dass sie sich des vollen Rückhalts ihres 
Arbeitgebers sicher sein können und dieser Maßnahmen ein-
leitet, um Gefährdungen zu beseitigen oder zu minimieren.

•  Mandatsprüfung: Warnsignale (aggressives Auftreten, 
 Drohungen zu Beginn) ernst nehmen.

 
Rechtliche Schritte

•  Anzeige erstatten: Bedrohung, Beleidigung oder Nöti-
gung sind Straftaten. Eine Strafanzeige kann auch bei sub-
tilen Drohungen gestellt werden – frühzeitiges Eingreifen 
der Behörden schützt vor Eskalation.  
Die Anzeige sollte vorzugsweise bei den spezialisierten 
Staatsschutzabteilungen der Landeskriminalämter und der 
Polizei gestellt werden, damit gleich die richtigen Ansprech-
partner damit befasst sind.

•  In jedem Bundesland gibt es Beratungsstellen für Betrof-
fene von rassistischer und antisemitischer  Gewalt, die 
kostenlose und vertrauliche Beratung anbieten.

•  Hausverbot aussprechen bei aggressiven Mandanten

•  Kontaktverbot beantragen (§ 1 GewSchG), wenn Be-
drohungen wiederholt auftreten.

•  Unterlassungsansprüche prüfen; bei Hetze im Internet 
auch Löschungsansprüche prüfen (s. hierzu auch Punkt 6)

 
Psychologische Selbstfürsorge

•  Gespräch mit Kollegen suchen – Belastungen teilen, 
statt sie alleine zu tragen. Der offene Austausch mit Kolle-
ginnen und Kollegen – etwa in Netzwerken oder Arbeitsge-
meinschaften – kann sehr hilfreich sein. Auch im privaten 
Kreis über die Vorfälle sprechen. Psychologische Unterstüt-
zung nicht scheuen: In Härtefällen kann es für betroffene 
Anwältinnen und Anwälte sehr hilfreich sein, professionelle 
psychologische Unterstützung in Anspruch zu nehmen.

•  Abgrenzung üben: Drohungen betreffen die berufliche 
Rolle, nicht die Person.

Unterstützung durch 
Institutionen

•  Rechtsanwaltskammern und Berufsverbände (RAKn, 
BRAK, DAV) können praxisnahe Unterstützung geben.

•  Opferschutzverbände (z.B. Weißer Ring) bieten Opfern 
von Straftaten ebenfalls Unterstützung.
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Zu diesem Zweck werden in begründeten Einzel 

fällen Auskunftssperren (§ 51 BMG) eingerichtet, 

die jedoch nicht für Auskünfte an Behörden oder 

öffentliche Stellen gelten. 

Zur Einrichtung einer Meldesperre muss gegenüber 

dem Einwohnermeldeamt ausführlich dargelegt 

werden, worin eine Gefährdung besteht. Objektive 

Nachweise (z.B. polizeiliche oder gerichtliche  

Verfahren, Aktenvermerke etc.) über die Gefähr-

dung sollten dem Antrag beigefügt werden.

 

2 Prävention im Kanzleialltag
 

•  �Sicherheitskonzept:  

In der Kanzlei sollten eine Türsprechanlage, 

eine Kameraüberwachung, ein Panikknopf und eine 

Alarmanlage installiert sein. Die Kanzleitür sollte 

erst nach Klingeln geöffnet werden sowie nur für 

Mandanten mit Termin. Die Tür sollte nicht von au-

ßen ohne Zutun der Kanzleimitarbeiter aufgedrückt 

werden können.  

Die Kanzleiinhaberin oder der Kanzleiinhaber sollte 

sich mit Nachbarn abstimmen und kommunizieren, 

wer sich in der Gegend bewegt.

•  �Empfangsbereich absichern:  

Es sollte keine direkte Einsicht in Arbeitsräume 

möglich sein. Der Mandanten- und der Mitarbeiter-

bereich sollten klar voneinander getrennt sein.

•  �Kanzleipersonal schulen:  

Das Verhalten im Ernstfall sollte geübt sowie An-

sprechpartner für Bedrohungssituationen benannt 

werden. Mit dem Kanzleipersonal sollte besprochen-

werden, dass Drohungen und aggressives Verhalten 

auftreten können. 

Die Mitarbeiter der Kanzlei lesen eingehende Briefe 

und E-Mails häufig als erstes. Den Mitarbeitern soll-

te daher kommuniziert werden, dass sie sich des vol-

len Rückhalts ihres Arbeitgebers sicher sein können 

und dieser Maßnahmen einleitet, um Gefährdungen 

zu beseitigen oder zu minimieren.

•  �Mandatsprüfung:  

Warnsignale (aggressives Auftreten, Drohungen 

zu Beginn) ernst nehmen. 

3 Rechtliche Schritte
 

•  �Anzeige erstatten:  

Bedrohung, Beleidigung oder Nötigung sind Straf- 

taten. Eine Strafanzeige kann auch bei subtilen 

Drohungen gestellt werden – frühzeitiges Ein- 

greifen der Behörden schützt vor Eskalation. 

Die Anzeige sollte vorzugsweise bei den speziali- 

sierten Staatsschutzabteilungen der Landeskriminal- 

ämter und der Polizei gestellt werden, damit gleich 

die richtigen Ansprechpartner damit befasst sind. 

•  �In jedem Bundesland gibt es  

Beratungsstellen für Betroffene von rassistischer 

und antisemitischer Gewalt, 

die kostenlose und vertrauliche Beratung anbieten.

 

•  �Hausverbot aussprechen  

bei aggressiven Mandanten 

•  �Kontaktverbot beantragen  

(§ 1 GewSchG), wenn Bedrohungen wiederholt 

auftreten.

 

•  �Unterlassungsansprüche prüfen 

bei Hetze im Internet auch Löschungsansprüche 

prüfen (s. hierzu auch Punkt 6)

 

4 Psychologische Selbstfürsorge 

•  �Gespräch mit Kollegen suchen –  

Belastungen teilen, statt sie alleine zu tragen.  

Der offene Austausch mit Kolleginnen und Kollegen 

– etwa in Netzwerken oder Arbeitsgemeinschaften – 

 kann sehr hilfreich sein. Auch im privaten Kreis 

über die Vorfälle sprechen. Psychologische Unter-

stützung nicht scheuen: In Härtefällen kann es für 

betroffene Anwältinnen und Anwälte sehr hilfreich 

sein, professionelle psychologische Unterstützung in 

Anspruch zu nehmen.

 

•  �Abgrenzung üben  

Drohungen betreffen die berufliche Rolle, nicht die 

Person. ⏵

Leitfaden bei  Bedrohungen
Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte können im Zusam-
menhang mit ihrer beruflichen Tätigkeit in bedrohliche 
Situationen geraten – sei es als Konsequenz von übernom-
menen Mandaten oder, wie in letzter Zeit leider häufiger 
zu beobachten, durch stigmatisierende und denunzierende 
Medienberichterstattung. In einer Umfrage des Rates 
der Anwaltschaften der Europä ischen Gemeinschaft 
(CCBE) gaben 64,36 % der befragten Anwältinnen und 
Anwälte an, in den letzten zwei Jahren mindestens einmal 
Opfer von verbal aggressivem Verhalten geworden zu sein.

Die Konsequenzen für die Betroffenen, wenn z.B. Drohmails 
eingehen, telefonische Belästigungen erfolgen, die Kanzlei-
einrichtung beschädigt wird oder sogar physische Angriffe 
verübt werden, sind gravierend: So gaben 32,12 % eine 
verminderte Zufriedenheit mit ihrer Arbeit und 24,74 % eine 
Beeinträchtigung ihrer mentalen Gesundheit als Folgen an. 
Umso wichtiger ist es, einige Punkte zu beachten, falls es zu 
Bedrohungen oder aggressivem Verhalten kommt.

Handlungsempfehlungen

Sofortmaßnahmen bei  
akuter Bedrohung

•  Ruhig bleiben und Distanz wahren – keine Eskalation 
provozieren.

•  Polizei informieren (Notruf 110 in Deutschland), wenn 
eine  Bedrohung unmittelbar oder ernsthaft ist.

•  Gefährdung dokumentieren: Jede Form von Aggression, 
Bedrohung oder Einschüchterung sollte lückenlos und zeit-
nah dokumentiert werden. Hierzu gehören Zeitpunkt, Ort, 
beteiligte Personen und Wortlaut der Bedrohung sowie eine 
genaue Beschreibung des Vorfalls. Beweismittel wie E-Mails, 
Nachrichten oder Social-Media-Posts sollten gesichert sowie 
sicher aufbewahrt werden, um eine spätere Strafanzeige 
oder zivilrechtliche Schritte zu unterstützen.

•  Zeugen ansprechen (z. B. Kanzleipersonal, Mandanten), 
damit die Situation nachvollziehbar bleibt.

•  Melderegistersperre: Die schutzwürdigen Belange von 
Bürgerinnen und Bürgern (z.B. Leben, Gesundheit, persön-
liche Freiheit) dürfen durch Auskunftserteilungen aus dem 
Melderegister, die gemäß § 44 Bundesmeldegesetz (BMG) 
möglich sind, nicht beeinträchtigt werden.  
Zu diesem Zweck werden in begründeten Einzelfällen Aus-
kunftssperren (§ 51 BMG) eingerichtet, die jedoch nicht für 
Auskünfte an Behörden oder öffentliche Stellen gelten.  
Zur Einrichtung einer Meldesperre muss gegenüber dem Ein-
wohnermeldeamt ausführlich dargelegt werden, worin eine 
Gefährdung besteht. Objektive Nachweise (z.B. polizeiliche 
oder gerichtliche Verfahren, Aktenvermerke etc.) über die 
Gefährdung sollten dem Antrag beigefügt werden.

 
Prävention im Kanzleialltag

•  Sicherheitskonzept: In der Kanzlei sollten eine Türsprech-
anlage, eine Kameraüberwachung, ein Panikknopf und eine 
Alarmanlage installiert sein. Die Kanzleitür sollte erst nach 
Klingeln geöffnet werden sowie nur für Mandanten mit Ter-
min. Die Tür sollte nicht von außen ohne Zutun der Kanzlei-
mitarbeiter aufgedrückt werden können.  
Die Kanzleiinhaberin oder der Kanzleiinhaber sollte sich mit 
Nachbarn abstimmen und kommunizieren, wer sich in der 
Gegend bewegt.

•  Empfangsbereich absichern: Es sollte keine direkte Ein-
sicht in Arbeitsräume möglich sein. Der Mandanten- und der 
Mitarbeiterbereich sollten klar voneinander getrennt sein.

•  Kanzleipersonal schulen: Das Verhalten im Ernstfall sollte 
geübt sowie Ansprechpartner für Bedrohungssituationen 
benannt werden. Mit dem Kanzleipersonal sollte besprochen 
werden, dass Drohungen und aggressives Verhalten auf-
treten können.  
Die Mitarbeiter der Kanzlei lesen eingehende Briefe und 
E-Mails häufig als erstes. Den Mitarbeitern sollte daher 
kommuniziert werden, dass sie sich des vollen Rückhalts ihres 
Arbeitgebers sicher sein können und dieser Maßnahmen ein-
leitet, um Gefährdungen zu beseitigen oder zu minimieren.

•  Mandatsprüfung: Warnsignale (aggressives Auftreten, 
 Drohungen zu Beginn) ernst nehmen.

 
Rechtliche Schritte

•  Anzeige erstatten: Bedrohung, Beleidigung oder Nöti-
gung sind Straftaten. Eine Strafanzeige kann auch bei sub-
tilen Drohungen gestellt werden – frühzeitiges Eingreifen 
der Behörden schützt vor Eskalation.  
Die Anzeige sollte vorzugsweise bei den spezialisierten 
Staatsschutzabteilungen der Landeskriminalämter und der 
Polizei gestellt werden, damit gleich die richtigen Ansprech-
partner damit befasst sind.

•  In jedem Bundesland gibt es Beratungsstellen für Betrof-
fene von rassistischer und antisemitischer  Gewalt, die 
kostenlose und vertrauliche Beratung anbieten.

•  Hausverbot aussprechen bei aggressiven Mandanten

•  Kontaktverbot beantragen (§ 1 GewSchG), wenn Be-
drohungen wiederholt auftreten.

•  Unterlassungsansprüche prüfen; bei Hetze im Internet 
auch Löschungsansprüche prüfen (s. hierzu auch Punkt 6)

 
Psychologische Selbstfürsorge

•  Gespräch mit Kollegen suchen – Belastungen teilen, 
statt sie alleine zu tragen. Der offene Austausch mit Kolle-
ginnen und Kollegen – etwa in Netzwerken oder Arbeitsge-
meinschaften – kann sehr hilfreich sein. Auch im privaten 
Kreis über die Vorfälle sprechen. Psychologische Unterstüt-
zung nicht scheuen: In Härtefällen kann es für betroffene 
Anwältinnen und Anwälte sehr hilfreich sein, professionelle 
psychologische Unterstützung in Anspruch zu nehmen.

•  Abgrenzung üben: Drohungen betreffen die berufliche 
Rolle, nicht die Person.

Unterstützung durch 
Institutionen

•  Rechtsanwaltskammern und Berufsverbände (RAKn, 
BRAK, DAV) können praxisnahe Unterstützung geben.

•  Opferschutzverbände (z.B. Weißer Ring) bieten Opfern 
von Straftaten ebenfalls Unterstützung.
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Leitfaden bei  Bedrohungen
Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte können im Zusam-
menhang mit ihrer beruflichen Tätigkeit in bedrohliche 
Situationen geraten – sei es als Konsequenz von übernom-
menen Mandaten oder, wie in letzter Zeit leider häufiger 
zu beobachten, durch stigmatisierende und denunzierende 
Medienberichterstattung. In einer Umfrage des Rates 
der Anwaltschaften der Europä ischen Gemeinschaft 
(CCBE) gaben 64,36 % der befragten Anwältinnen und 
Anwälte an, in den letzten zwei Jahren mindestens einmal 
Opfer von verbal aggressivem Verhalten geworden zu sein.

Die Konsequenzen für die Betroffenen, wenn z.B. Drohmails 
eingehen, telefonische Belästigungen erfolgen, die Kanzlei-
einrichtung beschädigt wird oder sogar physische Angriffe 
verübt werden, sind gravierend: So gaben 32,12 % eine 
verminderte Zufriedenheit mit ihrer Arbeit und 24,74 % eine 
Beeinträchtigung ihrer mentalen Gesundheit als Folgen an. 
Umso wichtiger ist es, einige Punkte zu beachten, falls es zu 
Bedrohungen oder aggressivem Verhalten kommt.

Handlungsempfehlungen

Sofortmaßnahmen bei  
akuter Bedrohung

•  Ruhig bleiben und Distanz wahren – keine Eskalation 
provozieren.

•  Polizei informieren (Notruf 110 in Deutschland), wenn 
eine  Bedrohung unmittelbar oder ernsthaft ist.

•  Gefährdung dokumentieren: Jede Form von Aggression, 
Bedrohung oder Einschüchterung sollte lückenlos und zeit-
nah dokumentiert werden. Hierzu gehören Zeitpunkt, Ort, 
beteiligte Personen und Wortlaut der Bedrohung sowie eine 
genaue Beschreibung des Vorfalls. Beweismittel wie E-Mails, 
Nachrichten oder Social-Media-Posts sollten gesichert sowie 
sicher aufbewahrt werden, um eine spätere Strafanzeige 
oder zivilrechtliche Schritte zu unterstützen.

•  Zeugen ansprechen (z. B. Kanzleipersonal, Mandanten), 
damit die Situation nachvollziehbar bleibt.

•  Melderegistersperre: Die schutzwürdigen Belange von 
Bürgerinnen und Bürgern (z.B. Leben, Gesundheit, persön-
liche Freiheit) dürfen durch Auskunftserteilungen aus dem 
Melderegister, die gemäß § 44 Bundesmeldegesetz (BMG) 
möglich sind, nicht beeinträchtigt werden.  
Zu diesem Zweck werden in begründeten Einzelfällen Aus-
kunftssperren (§ 51 BMG) eingerichtet, die jedoch nicht für 
Auskünfte an Behörden oder öffentliche Stellen gelten.  
Zur Einrichtung einer Meldesperre muss gegenüber dem Ein-
wohnermeldeamt ausführlich dargelegt werden, worin eine 
Gefährdung besteht. Objektive Nachweise (z.B. polizeiliche 
oder gerichtliche Verfahren, Aktenvermerke etc.) über die 
Gefährdung sollten dem Antrag beigefügt werden.

 
Prävention im Kanzleialltag

•  Sicherheitskonzept: In der Kanzlei sollten eine Türsprech-
anlage, eine Kameraüberwachung, ein Panikknopf und eine 
Alarmanlage installiert sein. Die Kanzleitür sollte erst nach 
Klingeln geöffnet werden sowie nur für Mandanten mit Ter-
min. Die Tür sollte nicht von außen ohne Zutun der Kanzlei-
mitarbeiter aufgedrückt werden können.  
Die Kanzleiinhaberin oder der Kanzleiinhaber sollte sich mit 
Nachbarn abstimmen und kommunizieren, wer sich in der 
Gegend bewegt.

•  Empfangsbereich absichern: Es sollte keine direkte Ein-
sicht in Arbeitsräume möglich sein. Der Mandanten- und der 
Mitarbeiterbereich sollten klar voneinander getrennt sein.

•  Kanzleipersonal schulen: Das Verhalten im Ernstfall sollte 
geübt sowie Ansprechpartner für Bedrohungssituationen 
benannt werden. Mit dem Kanzleipersonal sollte besprochen 
werden, dass Drohungen und aggressives Verhalten auf-
treten können.  
Die Mitarbeiter der Kanzlei lesen eingehende Briefe und 
E-Mails häufig als erstes. Den Mitarbeitern sollte daher 
kommuniziert werden, dass sie sich des vollen Rückhalts ihres 
Arbeitgebers sicher sein können und dieser Maßnahmen ein-
leitet, um Gefährdungen zu beseitigen oder zu minimieren.

•  Mandatsprüfung: Warnsignale (aggressives Auftreten, 
 Drohungen zu Beginn) ernst nehmen.

 
Rechtliche Schritte

•  Anzeige erstatten: Bedrohung, Beleidigung oder Nöti-
gung sind Straftaten. Eine Strafanzeige kann auch bei sub-
tilen Drohungen gestellt werden – frühzeitiges Eingreifen 
der Behörden schützt vor Eskalation.  
Die Anzeige sollte vorzugsweise bei den spezialisierten 
Staatsschutzabteilungen der Landeskriminalämter und der 
Polizei gestellt werden, damit gleich die richtigen Ansprech-
partner damit befasst sind.

•  In jedem Bundesland gibt es Beratungsstellen für Betrof-
fene von rassistischer und antisemitischer  Gewalt, die 
kostenlose und vertrauliche Beratung anbieten.

•  Hausverbot aussprechen bei aggressiven Mandanten

•  Kontaktverbot beantragen (§ 1 GewSchG), wenn Be-
drohungen wiederholt auftreten.

•  Unterlassungsansprüche prüfen; bei Hetze im Internet 
auch Löschungsansprüche prüfen (s. hierzu auch Punkt 6)

 
Psychologische Selbstfürsorge

•  Gespräch mit Kollegen suchen – Belastungen teilen, 
statt sie alleine zu tragen. Der offene Austausch mit Kolle-
ginnen und Kollegen – etwa in Netzwerken oder Arbeitsge-
meinschaften – kann sehr hilfreich sein. Auch im privaten 
Kreis über die Vorfälle sprechen. Psychologische Unterstüt-
zung nicht scheuen: In Härtefällen kann es für betroffene 
Anwältinnen und Anwälte sehr hilfreich sein, professionelle 
psychologische Unterstützung in Anspruch zu nehmen.

•  Abgrenzung üben: Drohungen betreffen die berufliche 
Rolle, nicht die Person.

Unterstützung durch 
Institutionen

•  Rechtsanwaltskammern und Berufsverbände (RAKn, 
BRAK, DAV) können praxisnahe Unterstützung geben.

•  Opferschutzverbände (z.B. Weißer Ring) bieten Opfern 
von Straftaten ebenfalls Unterstützung.
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Leitfaden bei  Bedrohungen
Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte können im Zusam-
menhang mit ihrer beruflichen Tätigkeit in bedrohliche 
Situationen geraten – sei es als Konsequenz von übernom-
menen Mandaten oder, wie in letzter Zeit leider häufiger 
zu beobachten, durch stigmatisierende und denunzierende 
Medienberichterstattung. In einer Umfrage des Rates 
der Anwaltschaften der Europä ischen Gemeinschaft 
(CCBE) gaben 64,36 % der befragten Anwältinnen und 
Anwälte an, in den letzten zwei Jahren mindestens einmal 
Opfer von verbal aggressivem Verhalten geworden zu sein.

Die Konsequenzen für die Betroffenen, wenn z.B. Drohmails 
eingehen, telefonische Belästigungen erfolgen, die Kanzlei-
einrichtung beschädigt wird oder sogar physische Angriffe 
verübt werden, sind gravierend: So gaben 32,12 % eine 
verminderte Zufriedenheit mit ihrer Arbeit und 24,74 % eine 
Beeinträchtigung ihrer mentalen Gesundheit als Folgen an. 
Umso wichtiger ist es, einige Punkte zu beachten, falls es zu 
Bedrohungen oder aggressivem Verhalten kommt.

Handlungsempfehlungen

Sofortmaßnahmen bei  
akuter Bedrohung

•  Ruhig bleiben und Distanz wahren – keine Eskalation 
provozieren.

•  Polizei informieren (Notruf 110 in Deutschland), wenn 
eine  Bedrohung unmittelbar oder ernsthaft ist.

•  Gefährdung dokumentieren: Jede Form von Aggression, 
Bedrohung oder Einschüchterung sollte lückenlos und zeit-
nah dokumentiert werden. Hierzu gehören Zeitpunkt, Ort, 
beteiligte Personen und Wortlaut der Bedrohung sowie eine 
genaue Beschreibung des Vorfalls. Beweismittel wie E-Mails, 
Nachrichten oder Social-Media-Posts sollten gesichert sowie 
sicher aufbewahrt werden, um eine spätere Strafanzeige 
oder zivilrechtliche Schritte zu unterstützen.

•  Zeugen ansprechen (z. B. Kanzleipersonal, Mandanten), 
damit die Situation nachvollziehbar bleibt.

•  Melderegistersperre: Die schutzwürdigen Belange von 
Bürgerinnen und Bürgern (z.B. Leben, Gesundheit, persön-
liche Freiheit) dürfen durch Auskunftserteilungen aus dem 
Melderegister, die gemäß § 44 Bundesmeldegesetz (BMG) 
möglich sind, nicht beeinträchtigt werden.  
Zu diesem Zweck werden in begründeten Einzelfällen Aus-
kunftssperren (§ 51 BMG) eingerichtet, die jedoch nicht für 
Auskünfte an Behörden oder öffentliche Stellen gelten.  
Zur Einrichtung einer Meldesperre muss gegenüber dem Ein-
wohnermeldeamt ausführlich dargelegt werden, worin eine 
Gefährdung besteht. Objektive Nachweise (z.B. polizeiliche 
oder gerichtliche Verfahren, Aktenvermerke etc.) über die 
Gefährdung sollten dem Antrag beigefügt werden.

 
Prävention im Kanzleialltag

•  Sicherheitskonzept: In der Kanzlei sollten eine Türsprech-
anlage, eine Kameraüberwachung, ein Panikknopf und eine 
Alarmanlage installiert sein. Die Kanzleitür sollte erst nach 
Klingeln geöffnet werden sowie nur für Mandanten mit Ter-
min. Die Tür sollte nicht von außen ohne Zutun der Kanzlei-
mitarbeiter aufgedrückt werden können.  
Die Kanzleiinhaberin oder der Kanzleiinhaber sollte sich mit 
Nachbarn abstimmen und kommunizieren, wer sich in der 
Gegend bewegt.

•  Empfangsbereich absichern: Es sollte keine direkte Ein-
sicht in Arbeitsräume möglich sein. Der Mandanten- und der 
Mitarbeiterbereich sollten klar voneinander getrennt sein.

•  Kanzleipersonal schulen: Das Verhalten im Ernstfall sollte 
geübt sowie Ansprechpartner für Bedrohungssituationen 
benannt werden. Mit dem Kanzleipersonal sollte besprochen 
werden, dass Drohungen und aggressives Verhalten auf-
treten können.  
Die Mitarbeiter der Kanzlei lesen eingehende Briefe und 
E-Mails häufig als erstes. Den Mitarbeitern sollte daher 
kommuniziert werden, dass sie sich des vollen Rückhalts ihres 
Arbeitgebers sicher sein können und dieser Maßnahmen ein-
leitet, um Gefährdungen zu beseitigen oder zu minimieren.

•  Mandatsprüfung: Warnsignale (aggressives Auftreten, 
 Drohungen zu Beginn) ernst nehmen.

 
Rechtliche Schritte

•  Anzeige erstatten: Bedrohung, Beleidigung oder Nöti-
gung sind Straftaten. Eine Strafanzeige kann auch bei sub-
tilen Drohungen gestellt werden – frühzeitiges Eingreifen 
der Behörden schützt vor Eskalation.  
Die Anzeige sollte vorzugsweise bei den spezialisierten 
Staatsschutzabteilungen der Landeskriminalämter und der 
Polizei gestellt werden, damit gleich die richtigen Ansprech-
partner damit befasst sind.

•  In jedem Bundesland gibt es Beratungsstellen für Betrof-
fene von rassistischer und antisemitischer  Gewalt, die 
kostenlose und vertrauliche Beratung anbieten.

•  Hausverbot aussprechen bei aggressiven Mandanten

•  Kontaktverbot beantragen (§ 1 GewSchG), wenn Be-
drohungen wiederholt auftreten.

•  Unterlassungsansprüche prüfen; bei Hetze im Internet 
auch Löschungsansprüche prüfen (s. hierzu auch Punkt 6)

 
Psychologische Selbstfürsorge

•  Gespräch mit Kollegen suchen – Belastungen teilen, 
statt sie alleine zu tragen. Der offene Austausch mit Kolle-
ginnen und Kollegen – etwa in Netzwerken oder Arbeitsge-
meinschaften – kann sehr hilfreich sein. Auch im privaten 
Kreis über die Vorfälle sprechen. Psychologische Unterstüt-
zung nicht scheuen: In Härtefällen kann es für betroffene 
Anwältinnen und Anwälte sehr hilfreich sein, professionelle 
psychologische Unterstützung in Anspruch zu nehmen.

•  Abgrenzung üben: Drohungen betreffen die berufliche 
Rolle, nicht die Person.

Unterstützung durch 
Institutionen

•  Rechtsanwaltskammern und Berufsverbände (RAKn, 
BRAK, DAV) können praxisnahe Unterstützung geben.

•  Opferschutzverbände (z.B. Weißer Ring) bieten Opfern 
von Straftaten ebenfalls Unterstützung.
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Digitale Sicherheit

•  Cybersicherheitsmaßnahmen: In Kanzleien sollten stets 
grundlegende Cybersicherheitsmaßnahmen umgesetzt 
werden. Dies beinhaltet u.a. die Verschlüsselung der E-Mail-
Kommunikation sowie die Verwendung sicherer Passwörter. 
Das Intranet der Kanzlei sollte durch spezielle Sicherheits-
tools geschützt werden, um die Vertraulichkeit der Kommu-
nikation und von Dokumenten zu wahren.

•  Social Media überprüfen: Persönliche Informationen 
(Wohnort, private Fotos) entfernen, die missbraucht werden 
könnten. Social Media-Kanäle auf „privat“ stellen.

•  Cybermobbing und Drohungen online dokumentieren 
(Screenshots) und anzeigen. Hetze im Internet, einschließ-
lich bewusster schlechter Online-Bewertungen, sollten 
ebenfalls dokumentiert werden. Hieraus resultieren ggf. 
Unterlassungs- und Löschungsansprüche.

Notfallplan entwickeln
Interner Ablaufplan: Wer ruft die Polizei an? Wer begleitet gefähr-
dete Personen nach Hause? Welche E-Mail-Adresse und Telefon-
nummer hat die örtliche Polizeidienststelle (neben Notruf 110)?

Bei der Polizei eine 
Gefährdungsbeurteilung 
durchführen lassen

Mit der Polizei können weitere Sicherheitsmaßnahmen be-
sprochen werden (z.B. Anbringen einer Steinwurfschutzfolie an 
Fenstern und Glastüren, Einbau einer stärkeren Eingangstür etc.).

Umsichtige 
Öffentlichkeitsarbeit

Auf lange Sicht ist es sinnvoll, bei öffentlichen Äußerungen –  
vor allem zu politischen oder gesellschaftlich sensiblen Themen 
– vorsichtig zu sein. Dazu gehört eine überlegte Wortwahl 
in sozialen Medien. Es sollte genau geprüft werden, welche 
persönlichen Informationen online sichtbar sind. Datenschutz- 
sowie Moderationsfunktionen sollten konsequent genutzt 
werden. Wer seine eigene Sichtbarkeit bewusst steuert, kann 
mögliche Angriffspunkte deutlich verringern.
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  Digitale Sicherheit

•  �Cybersicherheitsmaßnahmen 

In Kanzleien sollten stets grundlegende Cyber- 

sicherheitsmaßnahmen umgesetzt werden.  

Dies beinhaltet u.a. die Verschlüsselung der E-Mail- 

Kommunikation sowie die Verwendung sicherer 
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Das Intranet der Kanzlei sollte durch spezielle 
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Hetze im Internet, einschließlich bewusster  
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dokumentiert werden. Hieraus resultieren ggf.  

Unterlassungs- und Löschungsansprüche.
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Digitale Sicherheit

•  Cybersicherheitsmaßnahmen: In Kanzleien sollten stets 
grundlegende Cybersicherheitsmaßnahmen umgesetzt 
werden. Dies beinhaltet u.a. die Verschlüsselung der E-Mail-
Kommunikation sowie die Verwendung sicherer Passwörter. 
Das Intranet der Kanzlei sollte durch spezielle Sicherheits-
tools geschützt werden, um die Vertraulichkeit der Kommu-
nikation und von Dokumenten zu wahren.

•  Social Media überprüfen: Persönliche Informationen 
(Wohnort, private Fotos) entfernen, die missbraucht werden 
könnten. Social Media-Kanäle auf „privat“ stellen.

•  Cybermobbing und Drohungen online dokumentieren 
(Screenshots) und anzeigen. Hetze im Internet, einschließ-
lich bewusster schlechter Online-Bewertungen, sollten 
ebenfalls dokumentiert werden. Hieraus resultieren ggf. 
Unterlassungs- und Löschungsansprüche.

Notfallplan entwickeln
Interner Ablaufplan: Wer ruft die Polizei an? Wer begleitet gefähr-
dete Personen nach Hause? Welche E-Mail-Adresse und Telefon-
nummer hat die örtliche Polizeidienststelle (neben Notruf 110)?

Bei der Polizei eine 
Gefährdungsbeurteilung 
durchführen lassen

Mit der Polizei können weitere Sicherheitsmaßnahmen be-
sprochen werden (z.B. Anbringen einer Steinwurfschutzfolie an 
Fenstern und Glastüren, Einbau einer stärkeren Eingangstür etc.).

Umsichtige 
Öffentlichkeitsarbeit

Auf lange Sicht ist es sinnvoll, bei öffentlichen Äußerungen –  
vor allem zu politischen oder gesellschaftlich sensiblen Themen 
– vorsichtig zu sein. Dazu gehört eine überlegte Wortwahl 
in sozialen Medien. Es sollte genau geprüft werden, welche 
persönlichen Informationen online sichtbar sind. Datenschutz- 
sowie Moderationsfunktionen sollten konsequent genutzt 
werden. Wer seine eigene Sichtbarkeit bewusst steuert, kann 
mögliche Angriffspunkte deutlich verringern.
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  Notfallplan entwickeln
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Digitale Sicherheit

•  Cybersicherheitsmaßnahmen: In Kanzleien sollten stets 
grundlegende Cybersicherheitsmaßnahmen umgesetzt 
werden. Dies beinhaltet u.a. die Verschlüsselung der E-Mail-
Kommunikation sowie die Verwendung sicherer Passwörter. 
Das Intranet der Kanzlei sollte durch spezielle Sicherheits-
tools geschützt werden, um die Vertraulichkeit der Kommu-
nikation und von Dokumenten zu wahren.

•  Social Media überprüfen: Persönliche Informationen 
(Wohnort, private Fotos) entfernen, die missbraucht werden 
könnten. Social Media-Kanäle auf „privat“ stellen.

•  Cybermobbing und Drohungen online dokumentieren 
(Screenshots) und anzeigen. Hetze im Internet, einschließ-
lich bewusster schlechter Online-Bewertungen, sollten 
ebenfalls dokumentiert werden. Hieraus resultieren ggf. 
Unterlassungs- und Löschungsansprüche.

Notfallplan entwickeln
Interner Ablaufplan: Wer ruft die Polizei an? Wer begleitet gefähr-
dete Personen nach Hause? Welche E-Mail-Adresse und Telefon-
nummer hat die örtliche Polizeidienststelle (neben Notruf 110)?

Bei der Polizei eine 
Gefährdungsbeurteilung 
durchführen lassen

Mit der Polizei können weitere Sicherheitsmaßnahmen be-
sprochen werden (z.B. Anbringen einer Steinwurfschutzfolie an 
Fenstern und Glastüren, Einbau einer stärkeren Eingangstür etc.).

Umsichtige 
Öffentlichkeitsarbeit

Auf lange Sicht ist es sinnvoll, bei öffentlichen Äußerungen –  
vor allem zu politischen oder gesellschaftlich sensiblen Themen 
– vorsichtig zu sein. Dazu gehört eine überlegte Wortwahl 
in sozialen Medien. Es sollte genau geprüft werden, welche 
persönlichen Informationen online sichtbar sind. Datenschutz- 
sowie Moderationsfunktionen sollten konsequent genutzt 
werden. Wer seine eigene Sichtbarkeit bewusst steuert, kann 
mögliche Angriffspunkte deutlich verringern.
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Digitale Sicherheit

•  Cybersicherheitsmaßnahmen: In Kanzleien sollten stets 
grundlegende Cybersicherheitsmaßnahmen umgesetzt 
werden. Dies beinhaltet u.a. die Verschlüsselung der E-Mail-
Kommunikation sowie die Verwendung sicherer Passwörter. 
Das Intranet der Kanzlei sollte durch spezielle Sicherheits-
tools geschützt werden, um die Vertraulichkeit der Kommu-
nikation und von Dokumenten zu wahren.

•  Social Media überprüfen: Persönliche Informationen 
(Wohnort, private Fotos) entfernen, die missbraucht werden 
könnten. Social Media-Kanäle auf „privat“ stellen.

•  Cybermobbing und Drohungen online dokumentieren 
(Screenshots) und anzeigen. Hetze im Internet, einschließ-
lich bewusster schlechter Online-Bewertungen, sollten 
ebenfalls dokumentiert werden. Hieraus resultieren ggf. 
Unterlassungs- und Löschungsansprüche.

Notfallplan entwickeln
Interner Ablaufplan: Wer ruft die Polizei an? Wer begleitet gefähr-
dete Personen nach Hause? Welche E-Mail-Adresse und Telefon-
nummer hat die örtliche Polizeidienststelle (neben Notruf 110)?

Bei der Polizei eine 
Gefährdungsbeurteilung 
durchführen lassen

Mit der Polizei können weitere Sicherheitsmaßnahmen be-
sprochen werden (z.B. Anbringen einer Steinwurfschutzfolie an 
Fenstern und Glastüren, Einbau einer stärkeren Eingangstür etc.).

Umsichtige 
Öffentlichkeitsarbeit

Auf lange Sicht ist es sinnvoll, bei öffentlichen Äußerungen –  
vor allem zu politischen oder gesellschaftlich sensiblen Themen 
– vorsichtig zu sein. Dazu gehört eine überlegte Wortwahl 
in sozialen Medien. Es sollte genau geprüft werden, welche 
persönlichen Informationen online sichtbar sind. Datenschutz- 
sowie Moderationsfunktionen sollten konsequent genutzt 
werden. Wer seine eigene Sichtbarkeit bewusst steuert, kann 
mögliche Angriffspunkte deutlich verringern.
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  Umsichtige Öffentlichkeitsarbeit

Auf lange Sicht ist es sinnvoll, bei öffentlichen Äuße-
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Leitfaden bei  Bedrohungen
Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte können im Zusam-
menhang mit ihrer beruflichen Tätigkeit in bedrohliche 
Situationen geraten – sei es als Konsequenz von übernom-
menen Mandaten oder, wie in letzter Zeit leider häufiger 
zu beobachten, durch stigmatisierende und denunzierende 
Medienberichterstattung. In einer Umfrage des Rates 
der Anwaltschaften der Europä ischen Gemeinschaft 
(CCBE) gaben 64,36 % der befragten Anwältinnen und 
Anwälte an, in den letzten zwei Jahren mindestens einmal 
Opfer von verbal aggressivem Verhalten geworden zu sein.

Die Konsequenzen für die Betroffenen, wenn z.B. Drohmails 
eingehen, telefonische Belästigungen erfolgen, die Kanzlei-
einrichtung beschädigt wird oder sogar physische Angriffe 
verübt werden, sind gravierend: So gaben 32,12 % eine 
verminderte Zufriedenheit mit ihrer Arbeit und 24,74 % eine 
Beeinträchtigung ihrer mentalen Gesundheit als Folgen an. 
Umso wichtiger ist es, einige Punkte zu beachten, falls es zu 
Bedrohungen oder aggressivem Verhalten kommt.

Handlungsempfehlungen

Sofortmaßnahmen bei  
akuter Bedrohung

•  Ruhig bleiben und Distanz wahren – keine Eskalation 
provozieren.

•  Polizei informieren (Notruf 110 in Deutschland), wenn 
eine  Bedrohung unmittelbar oder ernsthaft ist.

•  Gefährdung dokumentieren: Jede Form von Aggression, 
Bedrohung oder Einschüchterung sollte lückenlos und zeit-
nah dokumentiert werden. Hierzu gehören Zeitpunkt, Ort, 
beteiligte Personen und Wortlaut der Bedrohung sowie eine 
genaue Beschreibung des Vorfalls. Beweismittel wie E-Mails, 
Nachrichten oder Social-Media-Posts sollten gesichert sowie 
sicher aufbewahrt werden, um eine spätere Strafanzeige 
oder zivilrechtliche Schritte zu unterstützen.

•  Zeugen ansprechen (z. B. Kanzleipersonal, Mandanten), 
damit die Situation nachvollziehbar bleibt.

•  Melderegistersperre: Die schutzwürdigen Belange von 
Bürgerinnen und Bürgern (z.B. Leben, Gesundheit, persön-
liche Freiheit) dürfen durch Auskunftserteilungen aus dem 
Melderegister, die gemäß § 44 Bundesmeldegesetz (BMG) 
möglich sind, nicht beeinträchtigt werden.  
Zu diesem Zweck werden in begründeten Einzelfällen Aus-
kunftssperren (§ 51 BMG) eingerichtet, die jedoch nicht für 
Auskünfte an Behörden oder öffentliche Stellen gelten.  
Zur Einrichtung einer Meldesperre muss gegenüber dem Ein-
wohnermeldeamt ausführlich dargelegt werden, worin eine 
Gefährdung besteht. Objektive Nachweise (z.B. polizeiliche 
oder gerichtliche Verfahren, Aktenvermerke etc.) über die 
Gefährdung sollten dem Antrag beigefügt werden.

 
Prävention im Kanzleialltag

•  Sicherheitskonzept: In der Kanzlei sollten eine Türsprech-
anlage, eine Kameraüberwachung, ein Panikknopf und eine 
Alarmanlage installiert sein. Die Kanzleitür sollte erst nach 
Klingeln geöffnet werden sowie nur für Mandanten mit Ter-
min. Die Tür sollte nicht von außen ohne Zutun der Kanzlei-
mitarbeiter aufgedrückt werden können.  
Die Kanzleiinhaberin oder der Kanzleiinhaber sollte sich mit 
Nachbarn abstimmen und kommunizieren, wer sich in der 
Gegend bewegt.

•  Empfangsbereich absichern: Es sollte keine direkte Ein-
sicht in Arbeitsräume möglich sein. Der Mandanten- und der 
Mitarbeiterbereich sollten klar voneinander getrennt sein.

•  Kanzleipersonal schulen: Das Verhalten im Ernstfall sollte 
geübt sowie Ansprechpartner für Bedrohungssituationen 
benannt werden. Mit dem Kanzleipersonal sollte besprochen 
werden, dass Drohungen und aggressives Verhalten auf-
treten können.  
Die Mitarbeiter der Kanzlei lesen eingehende Briefe und 
E-Mails häufig als erstes. Den Mitarbeitern sollte daher 
kommuniziert werden, dass sie sich des vollen Rückhalts ihres 
Arbeitgebers sicher sein können und dieser Maßnahmen ein-
leitet, um Gefährdungen zu beseitigen oder zu minimieren.

•  Mandatsprüfung: Warnsignale (aggressives Auftreten, 
 Drohungen zu Beginn) ernst nehmen.

 
Rechtliche Schritte

•  Anzeige erstatten: Bedrohung, Beleidigung oder Nöti-
gung sind Straftaten. Eine Strafanzeige kann auch bei sub-
tilen Drohungen gestellt werden – frühzeitiges Eingreifen 
der Behörden schützt vor Eskalation.  
Die Anzeige sollte vorzugsweise bei den spezialisierten 
Staatsschutzabteilungen der Landeskriminalämter und der 
Polizei gestellt werden, damit gleich die richtigen Ansprech-
partner damit befasst sind.

•  In jedem Bundesland gibt es Beratungsstellen für Betrof-
fene von rassistischer und antisemitischer  Gewalt, die 
kostenlose und vertrauliche Beratung anbieten.

•  Hausverbot aussprechen bei aggressiven Mandanten

•  Kontaktverbot beantragen (§ 1 GewSchG), wenn Be-
drohungen wiederholt auftreten.

•  Unterlassungsansprüche prüfen; bei Hetze im Internet 
auch Löschungsansprüche prüfen (s. hierzu auch Punkt 6)

 
Psychologische Selbstfürsorge

•  Gespräch mit Kollegen suchen – Belastungen teilen, 
statt sie alleine zu tragen. Der offene Austausch mit Kolle-
ginnen und Kollegen – etwa in Netzwerken oder Arbeitsge-
meinschaften – kann sehr hilfreich sein. Auch im privaten 
Kreis über die Vorfälle sprechen. Psychologische Unterstüt-
zung nicht scheuen: In Härtefällen kann es für betroffene 
Anwältinnen und Anwälte sehr hilfreich sein, professionelle 
psychologische Unterstützung in Anspruch zu nehmen.

•  Abgrenzung üben: Drohungen betreffen die berufliche 
Rolle, nicht die Person.

Unterstützung durch 
Institutionen

•  Rechtsanwaltskammern und Berufsverbände (RAKn, 
BRAK, DAV) können praxisnahe Unterstützung geben.

•  Opferschutzverbände (z.B. Weißer Ring) bieten Opfern 
von Straftaten ebenfalls Unterstützung.

1

2

3

4

5
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Berlin, 03.06.2026  |  Rechtsanwältin Stephanie Beyrich

Rechtsstaat braucht Rückgrat – auch das der JuMiKo

BRAK pocht auf Art. 19 V GG

Die JuMiKo wird sich am 11. und 12. Juni 2026 mit der 

Stärkung der unabhängigen Beratung und Vertretung 

durch eine freie Anwaltschaft befassen. Die Bundes-

rechtsanwaltskammer (BRAK) begrüßt dies außeror-

dentlich und fordert die JuMiKo auf, sich für eine aus-

drückliche Ergänzung im GG stark zu machen.

Unabhängige Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte 

sind unverzichtbar für die Durchsetzung und Verteidi-

gung der Rechte der Menschen und damit für das Funk-

tionieren demokratischer Rechtsstaaten. Doch selbst in 

Staaten mit gefestigten demokratischen Traditionen ge-

rät dieses Fundament zunehmend unter Druck. Daher 

hat sich die 169. Hauptversammlung der BRAK bereits 

im September 2025 einstimmig für eine Verankerung ei-

nes unabhängigen anwaltlichen Beistands im Grundge-

setz in Art. 19 V GG ausgesprochen und dies ausführlich 

verfassungsrechtlich begründet.

Unsere Verfassung garantiert, dass allen Bürgerinnen 

und Bürgern Rechtsschutz gegen staatliche Maßnah-

men offensteht. Eine Verankerung der unabhängigen 

anwaltlichen Vertretung mit der Garantie einer unab-

hängigen und selbstverwalteten Anwaltschaft ist dem-

gegenüber nur einfach-gesetzlich geregelt.

Rechtsanwältin und Schatzmeisterin der BRAK Leonora 

Holling: „Genau hier liegt das Problem: Denn damit ist 

lediglich in einem einfachen Gesetz normiert, dass die 

Anwaltschaft frei von staatlichem Einfluss ist und sich 

selbst verwaltet und damit für Bürgerinnen und Bürger 

auf Augenhöhe mit der Justiz den Zugang zum Recht 

als eine der Säulen der Demokratie vermittelt. Solche 

einfach-gesetzlichen Regelungen können jederzeit 

durch eine einfache Mehrheit im Parlament verändert 

oder beseitigt werden. Damit besteht grundsätzlich die 

Möglichkeit, die unabhängige Anwaltschaft durch ein 

staatlich kontrolliertes System der Rechtsberatung zu 

ersetzen. Um dies auszuschließen, bedarf es einer aus-

drücklichen Verankerung im Grundgesetz, wie sie für die 

richterliche Unabhängigkeit übrigens bereits besteht.“

BRAK-Vizepräsident Rechtsanwalt Dr. Christian Lemke: 

„Die geforderte Ergänzung von Art. 19 GG ist unabding-

bar, um Bürgerinnen und Bürgern einen verfassungs-

rechtlich abgesicherten Anspruch auf Zugang zu unab-

hängigem anwaltlichen Beistand zu gewähren. Auch die 

Anwaltschaft und ihre Selbstverwaltung bedürfen hier-

für besonderen Schutzes, und dies international. Des-

halb ist eine zügige Ratifizierung der Europaratskonven-

tion zum Schutz des Anwaltsberufes erforderlich, deren 

Inkrafttreten die Ratifizierung durch acht Staaten, da-

von sechs Mitglieder des Europarates, voraussetzt.

Kompetenzgerangel zwischen der Europäischen Union 

und ihren Mitgliedstaaten darf es dabei nicht geben. 

Schließlich schützt die Konvention die anwaltliche Be-

rufsausübung und die anwaltliche Selbstverwaltung im 

Interesse der Rechtsuchenden und des Rechtsstaates.“

Die BRAK fordert daher, sowohl die Ratifikation der 

Europaratskonvention zum Schutz des Anwaltsberufes 

zügig voranzutreiben als auch Art. 19 GG entsprechend 

zu ergänzen. ⏵
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Hintergrundinformationen

•  �Art. 19 V GG – DER TALK  

Symbolpolitik oder Sicherheitsnetz?

•  �Playlist (YouTube):  

Kammer Kommentar Art. 19 V GG

•  �Rechtsstaat braucht Rückgrat –  

und eine unabhängige Anwaltschaft  

(Wessels, BRAK-Mitt. 2/2026, 91)

•  �Presseerklärung der BRAK 2/2026 v. 26.01.2026 

(Deutsche Unterzeichnung der Konvention  

zum Schutz der anwaltlichen Berufsausübung)

•  �Eröffnungsgrußwort am 24.03.2026  

„Rechtsstaat braucht Rückgrat” (RAin Holling)

•  �Entschließungsantrag der Länder Rheinland-Pfalz 

und Bremen (BR-Drs. 599/25)

•  �Pressemitteilung des Justizministeriums  

Rheinland-Pfalz v. 28.10.2025

•  �Presseerklärung der BRAK 16/2025 v. 10.12.2025 

(Appell an den Bundesrat: Wir brauchen eine  

grundgesetzliche Regelung!)

•  �Presseerklärung der BRAK 12/2025 v. 18.11.2025 

(Appell an die Länder: Der Zugang zum Recht muss 

ins Grundgesetz)

•  �Positionspapier der BRAK zur Verankerung  

unabhängigen anwaltlichen Beistands im  

Grundgesetz

•  �Presseerklärung der BRAK 9/2025 v. 19.09.2025 

(Zugang zum Recht ins GG!)

•  �Jedermann hat das Recht …  

(Wessels, BRAK-Mitt. 5/2025, 315)
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https://www.brak.de/newsroom/news/rechtsstaat-braucht-rueckgrat-2/
https://www.brak.de/newsroom/news/rechtsstaat-braucht-rueckgrat-2/
https://www.youtube.com/playlist%3Flist%3DPLtI7hwne8Rf6narNlCIILBzXISvSBOtgx
https://www.youtube.com/playlist%3Flist%3DPLtI7hwne8Rf6narNlCIILBzXISvSBOtgx
https://www.brak-mitteilungen.de/flipbook/mitteilungen/2026/02/13/index.html
https://www.brak-mitteilungen.de/flipbook/mitteilungen/2026/02/13/index.html
https://www.brak.de/presseerklaerungen/2026/deutschland-setzt-ein-starkes-zeichen-fuer-den-schutz-der-anwaltschaft/
https://www.brak.de/recht-interessant/rechtsstaat-braucht-rueckgrat/%23c19520
https://www.brak.de/recht-interessant/rechtsstaat-braucht-rueckgrat/%23c19520
https://www.bundesrat.de/SharedDocs/drucksachen/2025/0501-0600/599-25.pdf%3F__blob%3DpublicationFile%26v%3D1
https://www.bundesrat.de/SharedDocs/drucksachen/2025/0501-0600/599-25.pdf%3F__blob%3DpublicationFile%26v%3D1
https://mjv.rlp.de/service/presse/detail/verankerung-eines-unabhaengigen-anwaltlichen-beistands-im-grundgesetz-ministerrat-beschliesst-einbringung-einer-bundesratsinitiative
https://mjv.rlp.de/service/presse/detail/verankerung-eines-unabhaengigen-anwaltlichen-beistands-im-grundgesetz-ministerrat-beschliesst-einbringung-einer-bundesratsinitiative
https://www.brak.de/presse/presseerklaerungen/der-brak-2025/appell-an-den-bundesrat-wir-brauchen-eine-grundgesetzliche-regelung/
https://www.brak.de/presse/presseerklaerungen/der-brak-2025/appell-an-die-laender-der-zugang-zum-recht-muss-ins-grundgesetz/
https://www.brak.de/fileadmin/04_fuer_journalisten/presseerklaerungen/PE-09-2025-Anlage-Papier-verfassungsrechtl-Absicherung-Zugang-zum-Recht-BRAK-HV_19-09-2025.pdf
https://www.brak.de/fileadmin/04_fuer_journalisten/presseerklaerungen/PE-09-2025-Anlage-Papier-verfassungsrechtl-Absicherung-Zugang-zum-Recht-BRAK-HV_19-09-2025.pdf
https://www.brak.de/fileadmin/04_fuer_journalisten/presseerklaerungen/PE-09-2025-Anlage-Papier-verfassungsrechtl-Absicherung-Zugang-zum-Recht-BRAK-HV_19-09-2025.pdf
https://www.brak.de/presse/presseerklaerungen/der-brak-2025/zugang-zum-recht-ins-gg/
https://www.brak-mitteilungen.de/flipbook/mitteilungen/2025/05/13/index.html
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Online-Befragung STAR 2026

Seit 1993 werden durch das Institut für Freie Berufe 

(IFB) im Auftrag der Bundesrechtsanwaltskammer re-

gelmäßig Erhebungen zur Lage und Entwicklung der 

deutschen Anwaltschaft (STAR) durchgeführt. Dieses 

Jahr beschäftigt sich STAR mit folgenden Themen:

•  �Familienfreundlichkeit im Anwaltsberuf  

(Vereinbarkeit anwaltlicher sowie Syndikustätigkeit 

mit familiären Aufgaben, insbesondere Pflege,  

Kinderbetreuung, Elternschaft, Schwangerschaft 

und Mutterschutz;  

getrennte Betrachtung von Selbstständigen,  

Angestellten und Syndikustätigkeit),

•  �Ausgestaltung der Kanzleipflicht nach § 27 BRAO,

•  �Erfahrungen mit Erfolgshonoraren und  

Prozessfinanzierung,

•  �Standortwahl bei Kanzlei-Ausgründungen.

Dabei werden vor allem subjektive Einschätzungen ab-

gefragt. Die Befragung findet wieder rein digital statt. 

Sie benötigt ca. 10 bis 15 Minuten Ihrer Zeit. Die Unter-

suchung ist streng vertraulich und anonym. 

Wie in den Vorjahren können Sie auf Wunsch eine per-

sönliche Auswertung ausgewählter Umfragedaten er-

halten. Dieses Angebot ist kostenlos und freiwillig; aller-

dings ist hierfür eine E-Mail-Adresse für die Zustellung 

der Auswertung erforderlich. Wir würden uns sehr über 

Ihre Beteiligung an der STAR-Umfrage freuen. 

Bitte unterstützen Sie die Forschung zur Anwaltschaft 

und nehmen unter folgendem Link ab 02.06.2026 bzw. 

ab sofort bis zum 01.09.2026 an der Befragung teil:

https://t1p.de/star2026

Für Fragen und Hinweise zur Befragung wenden Sie sich 

gerne an Frau Eggert vom IFB

kerstin.eggert@ifb.uni-erlangen.de. ⏵ 
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Auszubildenden-Onboarding  

 
Auszubildenden-Onboarding –  
Vom Vertragsabschluss bis zum Ausbildungsstart:  
So gelingt der perfekte Übergang! 
 

Die Pflege des Kontakts zu Auszubildenden vom Vertragsabschluss bis zum Start der 

Ausbildung ist eine entscheidende Maßnahme, um eine positive Beziehung aufzubauen 

und die Verbundenheit zur Kanzlei zu stärken. Durch regelmäßige und persönliche Kom-

munikation fühlen sich die zukünftigen Auszubildenden wertgeschätzt und gut informiert, 

was den Übergang in die Ausbildung erleichtert und die Motivation erhöht. 

Von Anfang an ist es wichtig, den Kontakt zu den Auszubildenden regelmäßig zu pfle-

gen. Dazu gehören unter anderem persönliche Willkommensbriefe, Einladungen zu 

Schnuppertagen in der Kanzlei sowie telefonische oder digitale Austauschmöglichkeiten. 

So können aufkommende Unsicherheiten abgebaut, eine positive Erwartungshaltung 

geschaffen und die Wahrscheinlichkeit eines erfolgreichen Ausbildungsstarts erhöht 

werden. Auch das Bereitstellen von Informationsmaterialien über die Ausbildung und die 

Kanzlei trägt dazu bei, ein Vertrauensverhältnis aufzubauen. 

Nutzen Sie diese Tipps, um die Betreuung zu optimieren und mögliche Probleme früh-

zeitig zu erkennen und zu beheben. So gestalten Sie den Kontakt optimal und sorgen 

für einen gelungenen Ausbildungsstart. Dokumentieren Sie unbedingt, welche Methoden 

und Vorgehensweisen in Ihrer Kanzlei angewendet werden, um einen reibungslosen und 

positiven Start für die Auszubildenden zu gewährleisten. Achten Sie dabei auf einen ein-

heitlichen Schreibstil und eine persönliche, freundliche Ansprache – das schafft Ver-

trauen. Halten Sie die Informationen kurz, prägnant und verständlich – so erreichen Sie 

Ihre Auszubildenden am besten. 

Auszubildenden-Onboarding

Vom Vertragsabschluss bis zum Ausbildungsstart:  
So gelingt der perfekte Übergang

Die Pflege des Kontakts zu Auszubildenden vom Ver-

tragsabschluss bis zum Start der Ausbildung ist eine 

entscheidende Maßnahme, um eine positive Beziehung 

aufzubauen und die Verbundenheit zur Kanzlei zu stär-

ken. Durch regelmäßige und persönliche Kommunika-

tion fühlen sich die zukünftigen Auszubildenden wert-

geschätzt und gut informiert, was den Übergang in die 

Ausbildung erleichtert und die Motivation erhöht.

Von Anfang an ist es wichtig, den Kontakt zu den Aus-

zubildenden regelmäßig zu pflegen. Dazu gehören unter 

anderem persönliche Willkommensbriefe, Einladungen 

zu Schnuppertagen in der Kanzlei sowie telefonische 

oder digitale Austauschmöglichkeiten. So können auf-

kommende Unsicherheiten abgebaut, eine positive 

Erwartungshaltung geschaffen und die Wahrschein-

lichkeit eines erfolgreichen Ausbildungsstarts erhöht 

werden. Auch das Bereitstellen von Informationsmate-

rialien über die Ausbildung und die Kanzlei trägt dazu 

bei, ein Vertrauensverhältnis aufzubauen.

Nutzen Sie die Tipps auf den folgenden Seiten, um die 

Betreuung zu optimieren und mögliche Probleme früh-

zeitig zu erkennen und zu beheben. So gestalten Sie 

den Kontakt optimal und sorgen für einen gelungenen 

Ausbildungsstart. Dokumentieren Sie unbedingt, wel-

che Methoden und Vorgehensweisen in Ihrer Kanzlei 

angewendet werden, um einen reibungslosen und po-

sitiven Start für die Auszubildenden zu gewährleisten. 

Achten Sie dabei auf einen einheitlichen Schreibstil und 

eine persönliche, freundliche Ansprache – das schafft 

Vertrauen. Halten Sie die Informationen kurz, prägnant 

und verständlich – so erreichen Sie Ihre Auszubildenden 

am besten.

Wir wünschen Ihnen bei der Umsetzung viel Erfolg und 

gutes Gelingen beim Onboarding Ihrer Nachwuchskräf-

te! Und denken Sie daran: Die Zeit, die Sie in die Ausbil-

dung investieren, ist eine Investition in die Zukunft – für 

Ihre Kanzlei und für die jungen Menschen! ⏵
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Auszubildenden-Onboarding  

 
Auszubildenden-Onboarding –  
Vom Vertragsabschluss bis zum Ausbildungsstart:  
So gelingt der perfekte Übergang! 
 

Die Pflege des Kontakts zu Auszubildenden vom Vertragsabschluss bis zum Start der 

Ausbildung ist eine entscheidende Maßnahme, um eine positive Beziehung aufzubauen 

und die Verbundenheit zur Kanzlei zu stärken. Durch regelmäßige und persönliche Kom-

munikation fühlen sich die zukünftigen Auszubildenden wertgeschätzt und gut informiert, 

was den Übergang in die Ausbildung erleichtert und die Motivation erhöht. 

Von Anfang an ist es wichtig, den Kontakt zu den Auszubildenden regelmäßig zu pfle-

gen. Dazu gehören unter anderem persönliche Willkommensbriefe, Einladungen zu 

Schnuppertagen in der Kanzlei sowie telefonische oder digitale Austauschmöglichkeiten. 

So können aufkommende Unsicherheiten abgebaut, eine positive Erwartungshaltung 

geschaffen und die Wahrscheinlichkeit eines erfolgreichen Ausbildungsstarts erhöht 

werden. Auch das Bereitstellen von Informationsmaterialien über die Ausbildung und die 

Kanzlei trägt dazu bei, ein Vertrauensverhältnis aufzubauen. 

Nutzen Sie diese Tipps, um die Betreuung zu optimieren und mögliche Probleme früh-

zeitig zu erkennen und zu beheben. So gestalten Sie den Kontakt optimal und sorgen 

für einen gelungenen Ausbildungsstart. Dokumentieren Sie unbedingt, welche Methoden 

und Vorgehensweisen in Ihrer Kanzlei angewendet werden, um einen reibungslosen und 

positiven Start für die Auszubildenden zu gewährleisten. Achten Sie dabei auf einen ein-

heitlichen Schreibstil und eine persönliche, freundliche Ansprache – das schafft Ver-

trauen. Halten Sie die Informationen kurz, prägnant und verständlich – so erreichen Sie 

Ihre Auszubildenden am besten. 

                               
 

Auszubildenden-Onboarding  

Zeitpunkt Erläuterung der Maßnahme Das setzen wir um 

Regelmäßige Kommunikation und Updates 

Direkt nach Ver-
tragsschluss (in-
nerhalb einer 
Woche) 

Willkommensbrief:  

Ein persönlicher Brief, der die Freude über die 
Entscheidung der/des Auszubildenden ausdrückt, 
die Kanzlei kurz vorstellt und die nächsten 
Schritte beschreibt. (vgl. Muster) 

Kontaktdaten: 

Übermittlung der Kontaktdaten einer Ansprech-
person (z. B. Ausbildungsleitung) für Fragen. 

 

Einladung zu Kanzleiveranstaltungen und Teamevents 

Phase bis zum 
Ausbildungs- 
beginn 

Binden Sie Auszubildende von Anfang an in das 
Team ein und machen Sie sie zu einem festen 
Bestandteil desselben.  

Nutzen Sie Firmenveranstaltungen wie Sommer-
feste, Weihnachtsfeiern, Teamausflüge oder in-
terne Workshops. So fühlen sich Auszubildende 
von Beginn an willkommen und als Teil des 
Teams anerkannt. 

 

Vorbereitung auf den Ausbildungsbeginn (4-6 Wochen vor dem Start) 

Vorbereitungs-
phase 

Kennenlerntreffen: 

Ein informelles Treffen mit anderen Auszubilden-
den und dem Team, um die zukünftigen Kollegen 
kennenzulernen und erste Einblicke in die Kanzlei 
zu erhalten. 

Informationspaket: 

Zusendung wichtiger Informationen zum ersten 
Arbeitstag (Dress-Code, benötigte Unterlagen, 
Anfahrtsbeschreibung, etc.). 

Online-Schulung (optional): 

Kurze Online-Einweisung in interne Systeme oder 
Prozesse, um den Einstieg zu erleichtern. 

 

 

 

                               
 

Auszubildenden-Onboarding  

Fragebogen:  

Ein kurzer Fragebogen an die/den Auszubilden-
de/n, um offene Fragen zu klären und den Start 
optimal vorzubereiten. (vgl. Muster)  

Kurz vor dem Ausbildungsbeginn  

1-2 Wochen vor 
dem Start 

Bestätigungsmail:  

Eine E-Mail, die den Ausbildungsbeginn noch ein-
mal bestätigt und alle wichtigen Details zusam-
menfasst. 

Persönlicher Anruf:  

Ein kurzes Telefonat, um offene Fragen zu klären 
und der/dem Auszubildenden ein Gefühl der 
Wertschätzung zu vermitteln. 

 

Zusätzliche Maßnahmen 

Während der 
Phase bis zum 
Start 

Regelmäßige Updates: 

Versenden Sie Newsletter oder kurze E-Mails mit 
Neuigkeiten aus der Kanzlei, um die Verbindung 
zu den Auszubildenden zu halten. 

Social Media:  

Nutzen Sie Social Media (z. B. LinkedIn, Insta-
gram), um einen Einblick in die Kanzlei zu geben. 

 

Flexibilität und Verständnis signalisieren 

Offene Haltung 
zeigen 

Sensibilisieren Sie Ihr Kanzleiteam und zeigen 
Sie eine offene Haltung. Kommunizieren Sie in-
tern, dass das Unternehmen flexibel ist und dem 
beruflichen Nachwuchs sowie der Ausbildungszeit 
offen gegenübersteht und diese aktiv unterstützt 
wird. Die Möglichkeit, jederzeit Fragen zu Arbeits-
zeiten oder zur Ausbildung zu stellen, schafft Ver-
trauen, zeigt Respekt und erleichtert den Auszu-
bildenden den Einstieg in die Ausbildung. 

 

                               
 

Auszubildenden-Onboarding  

Zeitpunkt Erläuterung der Maßnahme Das setzen wir um 

Regelmäßige Kommunikation und Updates 

Direkt nach Ver-
tragsschluss (in-
nerhalb einer 
Woche) 

Willkommensbrief:  

Ein persönlicher Brief, der die Freude über die 
Entscheidung der/des Auszubildenden ausdrückt, 
die Kanzlei kurz vorstellt und die nächsten 
Schritte beschreibt. (vgl. Muster) 

Kontaktdaten: 

Übermittlung der Kontaktdaten einer Ansprech-
person (z. B. Ausbildungsleitung) für Fragen. 

 

Einladung zu Kanzleiveranstaltungen und Teamevents 

Phase bis zum 
Ausbildungs- 
beginn 

Binden Sie Auszubildende von Anfang an in das 
Team ein und machen Sie sie zu einem festen 
Bestandteil desselben.  

Nutzen Sie Firmenveranstaltungen wie Sommer-
feste, Weihnachtsfeiern, Teamausflüge oder in-
terne Workshops. So fühlen sich Auszubildende 
von Beginn an willkommen und als Teil des 
Teams anerkannt. 

 

Vorbereitung auf den Ausbildungsbeginn (4-6 Wochen vor dem Start) 

Vorbereitungs-
phase 

Kennenlerntreffen: 

Ein informelles Treffen mit anderen Auszubilden-
den und dem Team, um die zukünftigen Kollegen 
kennenzulernen und erste Einblicke in die Kanzlei 
zu erhalten. 

Informationspaket: 

Zusendung wichtiger Informationen zum ersten 
Arbeitstag (Dress-Code, benötigte Unterlagen, 
Anfahrtsbeschreibung, etc.). 

Online-Schulung (optional): 

Kurze Online-Einweisung in interne Systeme oder 
Prozesse, um den Einstieg zu erleichtern. 

 

 

 

 ⏵
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Auszubildenden-Onboarding  

 
Auszubildenden-Onboarding –  
Vom Vertragsabschluss bis zum Ausbildungsstart:  
So gelingt der perfekte Übergang! 
 

Die Pflege des Kontakts zu Auszubildenden vom Vertragsabschluss bis zum Start der 

Ausbildung ist eine entscheidende Maßnahme, um eine positive Beziehung aufzubauen 

und die Verbundenheit zur Kanzlei zu stärken. Durch regelmäßige und persönliche Kom-

munikation fühlen sich die zukünftigen Auszubildenden wertgeschätzt und gut informiert, 

was den Übergang in die Ausbildung erleichtert und die Motivation erhöht. 

Von Anfang an ist es wichtig, den Kontakt zu den Auszubildenden regelmäßig zu pfle-

gen. Dazu gehören unter anderem persönliche Willkommensbriefe, Einladungen zu 

Schnuppertagen in der Kanzlei sowie telefonische oder digitale Austauschmöglichkeiten. 

So können aufkommende Unsicherheiten abgebaut, eine positive Erwartungshaltung 

geschaffen und die Wahrscheinlichkeit eines erfolgreichen Ausbildungsstarts erhöht 

werden. Auch das Bereitstellen von Informationsmaterialien über die Ausbildung und die 

Kanzlei trägt dazu bei, ein Vertrauensverhältnis aufzubauen. 

Nutzen Sie diese Tipps, um die Betreuung zu optimieren und mögliche Probleme früh-

zeitig zu erkennen und zu beheben. So gestalten Sie den Kontakt optimal und sorgen 

für einen gelungenen Ausbildungsstart. Dokumentieren Sie unbedingt, welche Methoden 

und Vorgehensweisen in Ihrer Kanzlei angewendet werden, um einen reibungslosen und 

positiven Start für die Auszubildenden zu gewährleisten. Achten Sie dabei auf einen ein-

heitlichen Schreibstil und eine persönliche, freundliche Ansprache – das schafft Ver-

trauen. Halten Sie die Informationen kurz, prägnant und verständlich – so erreichen Sie 

Ihre Auszubildenden am besten. 

                               
 

Auszubildenden-Onboarding  

Fragebogen:  

Ein kurzer Fragebogen an die/den Auszubilden-
de/n, um offene Fragen zu klären und den Start 
optimal vorzubereiten. (vgl. Muster)  

Kurz vor dem Ausbildungsbeginn  

1-2 Wochen vor 
dem Start 

Bestätigungsmail:  

Eine E-Mail, die den Ausbildungsbeginn noch ein-
mal bestätigt und alle wichtigen Details zusam-
menfasst. 

Persönlicher Anruf:  

Ein kurzes Telefonat, um offene Fragen zu klären 
und der/dem Auszubildenden ein Gefühl der 
Wertschätzung zu vermitteln. 

 

Zusätzliche Maßnahmen 

Während der 
Phase bis zum 
Start 

Regelmäßige Updates: 

Versenden Sie Newsletter oder kurze E-Mails mit 
Neuigkeiten aus der Kanzlei, um die Verbindung 
zu den Auszubildenden zu halten. 

Social Media:  

Nutzen Sie Social Media (z. B. LinkedIn, Insta-
gram), um einen Einblick in die Kanzlei zu geben. 

 

Flexibilität und Verständnis signalisieren 

Offene Haltung 
zeigen 

Sensibilisieren Sie Ihr Kanzleiteam und zeigen 
Sie eine offene Haltung. Kommunizieren Sie in-
tern, dass das Unternehmen flexibel ist und dem 
beruflichen Nachwuchs sowie der Ausbildungszeit 
offen gegenübersteht und diese aktiv unterstützt 
wird. Die Möglichkeit, jederzeit Fragen zu Arbeits-
zeiten oder zur Ausbildung zu stellen, schafft Ver-
trauen, zeigt Respekt und erleichtert den Auszu-
bildenden den Einstieg in die Ausbildung. 

 

                               
 

Auszubildenden-Onboarding  

Am ersten Arbeitstag 

Persönlicher 
Empfang 
 
Arbeitsplatz-
Ready-Check 
 

Kanzlei-Rund-
gang 
 
IT-Setup und 
Berechtigun-
gen 
 
Rechtliche Ein-
weisung 
 
Mentor-Ge-
spräch 
 
 
Erste kleine 
Aufgabe 
 
Abschluss-
Check-in 

Begrüßung durch den Ausbilder oder Mentor. Ein 
fester Ansprechpartner nimmt den Auszubilden-
den direkt am Eingang in Empfang. 

Der Schreibtisch ist fertig eingerichtet: Funktions-
fähiger PC, Telefonliste, Schreibmaterial und ak-
tuelle Gesetzestexte (z. B. BGB, RVG). 

Vorstellungsrunde im Team. Aufzeigen wichtiger 
Orte. 
 

Aushändigen der Logins für das Netzwerk und die 
Kanzleisoftware. Erste Einweisung in die Zeiter-
fassung. 

Förmliche Verpflichtung zum Datenschutz und die 
berufsrechtliche Verschwiegenheit (§ 43a Abs. 2 
BRAO / § 18 BNotO). 

Ein erfahrener Auszubildender oder eine Fach-
kraft ("Mentor") erklärt die ungeschriebenen Ge-
setze der Kanzlei (Pausenzeiten, Dresscode, Eti-
kette). 

Um das Gefühl der Selbstwirksamkeit zu stärken: 
Eine einfache, begleitete Aufgabe (z. B. Postein-
gang stempeln oder Akte anlegen). 

Kurzes Feedback-Gespräch am Ende des Tages 
durch den Ausbilder/Mentor: „Wie war Ihr erster 
Eindruck? Haben Sie alles, was Sie brauchen?“ 

 

 

Wir wünschen Ihnen bei der Umsetzung viel Erfolg und gutes Gelingen beim Onboar-

ding Ihrer Nachwuchskräfte! Und denken Sie daran: Die Zeit, die Sie in die Ausbildung 

investieren, ist eine Investition in die Zukunft – für Ihre Kanzlei und für die jungen Men-

schen! 

  

                               
 

Auszubildenden-Onboarding  

Fragebogen:  

Ein kurzer Fragebogen an die/den Auszubilden-
de/n, um offene Fragen zu klären und den Start 
optimal vorzubereiten. (vgl. Muster)  

Kurz vor dem Ausbildungsbeginn  

1-2 Wochen vor 
dem Start 

Bestätigungsmail:  

Eine E-Mail, die den Ausbildungsbeginn noch ein-
mal bestätigt und alle wichtigen Details zusam-
menfasst. 

Persönlicher Anruf:  

Ein kurzes Telefonat, um offene Fragen zu klären 
und der/dem Auszubildenden ein Gefühl der 
Wertschätzung zu vermitteln. 

 

Zusätzliche Maßnahmen 

Während der 
Phase bis zum 
Start 

Regelmäßige Updates: 

Versenden Sie Newsletter oder kurze E-Mails mit 
Neuigkeiten aus der Kanzlei, um die Verbindung 
zu den Auszubildenden zu halten. 

Social Media:  

Nutzen Sie Social Media (z. B. LinkedIn, Insta-
gram), um einen Einblick in die Kanzlei zu geben. 

 

Flexibilität und Verständnis signalisieren 

Offene Haltung 
zeigen 

Sensibilisieren Sie Ihr Kanzleiteam und zeigen 
Sie eine offene Haltung. Kommunizieren Sie in-
tern, dass das Unternehmen flexibel ist und dem 
beruflichen Nachwuchs sowie der Ausbildungszeit 
offen gegenübersteht und diese aktiv unterstützt 
wird. Die Möglichkeit, jederzeit Fragen zu Arbeits-
zeiten oder zur Ausbildung zu stellen, schafft Ver-
trauen, zeigt Respekt und erleichtert den Auszu-
bildenden den Einstieg in die Ausbildung. 

 

 ⏵
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Auszubildenden-Onboarding  

 
Auszubildenden-Onboarding –  
Vom Vertragsabschluss bis zum Ausbildungsstart:  
So gelingt der perfekte Übergang! 
 

Die Pflege des Kontakts zu Auszubildenden vom Vertragsabschluss bis zum Start der 

Ausbildung ist eine entscheidende Maßnahme, um eine positive Beziehung aufzubauen 

und die Verbundenheit zur Kanzlei zu stärken. Durch regelmäßige und persönliche Kom-

munikation fühlen sich die zukünftigen Auszubildenden wertgeschätzt und gut informiert, 

was den Übergang in die Ausbildung erleichtert und die Motivation erhöht. 

Von Anfang an ist es wichtig, den Kontakt zu den Auszubildenden regelmäßig zu pfle-

gen. Dazu gehören unter anderem persönliche Willkommensbriefe, Einladungen zu 

Schnuppertagen in der Kanzlei sowie telefonische oder digitale Austauschmöglichkeiten. 

So können aufkommende Unsicherheiten abgebaut, eine positive Erwartungshaltung 

geschaffen und die Wahrscheinlichkeit eines erfolgreichen Ausbildungsstarts erhöht 

werden. Auch das Bereitstellen von Informationsmaterialien über die Ausbildung und die 

Kanzlei trägt dazu bei, ein Vertrauensverhältnis aufzubauen. 

Nutzen Sie diese Tipps, um die Betreuung zu optimieren und mögliche Probleme früh-

zeitig zu erkennen und zu beheben. So gestalten Sie den Kontakt optimal und sorgen 

für einen gelungenen Ausbildungsstart. Dokumentieren Sie unbedingt, welche Methoden 

und Vorgehensweisen in Ihrer Kanzlei angewendet werden, um einen reibungslosen und 

positiven Start für die Auszubildenden zu gewährleisten. Achten Sie dabei auf einen ein-

heitlichen Schreibstil und eine persönliche, freundliche Ansprache – das schafft Ver-

trauen. Halten Sie die Informationen kurz, prägnant und verständlich – so erreichen Sie 

Ihre Auszubildenden am besten. 

                               
 

Auszubildenden-Onboarding  

Am ersten Arbeitstag 

Persönlicher 
Empfang 
 
Arbeitsplatz-
Ready-Check 
 

Kanzlei-Rund-
gang 
 
IT-Setup und 
Berechtigun-
gen 
 
Rechtliche Ein-
weisung 
 
Mentor-Ge-
spräch 
 
 
Erste kleine 
Aufgabe 
 
Abschluss-
Check-in 

Begrüßung durch den Ausbilder oder Mentor. Ein 
fester Ansprechpartner nimmt den Auszubilden-
den direkt am Eingang in Empfang. 

Der Schreibtisch ist fertig eingerichtet: Funktions-
fähiger PC, Telefonliste, Schreibmaterial und ak-
tuelle Gesetzestexte (z. B. BGB, RVG). 

Vorstellungsrunde im Team. Aufzeigen wichtiger 
Orte. 
 

Aushändigen der Logins für das Netzwerk und die 
Kanzleisoftware. Erste Einweisung in die Zeiter-
fassung. 

Förmliche Verpflichtung zum Datenschutz und die 
berufsrechtliche Verschwiegenheit (§ 43a Abs. 2 
BRAO / § 18 BNotO). 

Ein erfahrener Auszubildender oder eine Fach-
kraft ("Mentor") erklärt die ungeschriebenen Ge-
setze der Kanzlei (Pausenzeiten, Dresscode, Eti-
kette). 

Um das Gefühl der Selbstwirksamkeit zu stärken: 
Eine einfache, begleitete Aufgabe (z. B. Postein-
gang stempeln oder Akte anlegen). 

Kurzes Feedback-Gespräch am Ende des Tages 
durch den Ausbilder/Mentor: „Wie war Ihr erster 
Eindruck? Haben Sie alles, was Sie brauchen?“ 

 

 

Wir wünschen Ihnen bei der Umsetzung viel Erfolg und gutes Gelingen beim Onboar-

ding Ihrer Nachwuchskräfte! Und denken Sie daran: Die Zeit, die Sie in die Ausbildung 

investieren, ist eine Investition in die Zukunft – für Ihre Kanzlei und für die jungen Men-

schen! 

  

Willkommen im Team! – Ihre Ausbildung bei [Name der Kanzlei]

Liebe / r Frau / Herr,

es ist geschafft: Die Verträge sind unterzeichnet und wir freuen uns sehr, dass Sie sich für eine Aus-

bildung zur/zum Rechtsanwalts- und Notarfachangestellten in unserer Kanzlei entschieden haben!

Auch wenn der offizielle Start am [Datum] noch ein wenig in der Zukunft liegt, möchten wir Sie 

schon heute herzlich in unserem Team willkommen heißen. Wir sind davon überzeugt, dass Sie 

mit Ihrem Engagement und Ihrem Talent hervorragend zu uns passen.

Was passiert als Nächstes? Sie müssen sich vorerst um nichts weiter kümmern. Wir bereiten 

intern bereits alles für Ihren Start vor, damit Sie sich vom ersten Tag an bei uns wohlfühlen. 

Etwa zwei Wochen vor Ausbildungsbeginn werden wir uns noch einmal mit allen Details zum 

ersten Arbeitstag (Uhrzeit, Treffpunkt, Ablauf) bei Ihnen melden. Sollten Sie in der Zwischenzeit 

Fragen zum Ausbildungsvertrag, zur Berufsschule oder zu anderen Themen haben, können Sie 

mich jederzeit gerne unter [Telefonnummer] oder  per E-Mail erreichen.

Wir freuen uns darauf, gemeinsam mit Ihnen in Ihren spannenden neuen beruflichen  

Karriereschritt zu starten.

Mit freundlichen Grüßen

Muster für einen Willkommensbrief

 ⏵
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Auszubildenden-Onboarding  

 
Auszubildenden-Onboarding –  
Vom Vertragsabschluss bis zum Ausbildungsstart:  
So gelingt der perfekte Übergang! 
 

Die Pflege des Kontakts zu Auszubildenden vom Vertragsabschluss bis zum Start der 

Ausbildung ist eine entscheidende Maßnahme, um eine positive Beziehung aufzubauen 

und die Verbundenheit zur Kanzlei zu stärken. Durch regelmäßige und persönliche Kom-

munikation fühlen sich die zukünftigen Auszubildenden wertgeschätzt und gut informiert, 

was den Übergang in die Ausbildung erleichtert und die Motivation erhöht. 

Von Anfang an ist es wichtig, den Kontakt zu den Auszubildenden regelmäßig zu pfle-

gen. Dazu gehören unter anderem persönliche Willkommensbriefe, Einladungen zu 

Schnuppertagen in der Kanzlei sowie telefonische oder digitale Austauschmöglichkeiten. 

So können aufkommende Unsicherheiten abgebaut, eine positive Erwartungshaltung 

geschaffen und die Wahrscheinlichkeit eines erfolgreichen Ausbildungsstarts erhöht 

werden. Auch das Bereitstellen von Informationsmaterialien über die Ausbildung und die 

Kanzlei trägt dazu bei, ein Vertrauensverhältnis aufzubauen. 

Nutzen Sie diese Tipps, um die Betreuung zu optimieren und mögliche Probleme früh-

zeitig zu erkennen und zu beheben. So gestalten Sie den Kontakt optimal und sorgen 

für einen gelungenen Ausbildungsstart. Dokumentieren Sie unbedingt, welche Methoden 

und Vorgehensweisen in Ihrer Kanzlei angewendet werden, um einen reibungslosen und 

positiven Start für die Auszubildenden zu gewährleisten. Achten Sie dabei auf einen ein-

heitlichen Schreibstil und eine persönliche, freundliche Ansprache – das schafft Ver-

trauen. Halten Sie die Informationen kurz, prägnant und verständlich – so erreichen Sie 

Ihre Auszubildenden am besten. 

Wir bereiten uns schon jetzt auf Ihren Start bei uns vor! Damit wir die ersten Tage und Wochen 

optimal planen können, freuen wir uns, wenn Sie uns ein wenig mehr über sich verraten. 

Es gibt hier kein „Richtig“ oder „Falsch“ – uns geht es einfach darum, Sie besser kennenzulernen.

1.  Rund um Ihren ersten Arbeitstag 

•   �Wie möchten Sie an Ihrem ersten Tag angesprochen werden?  

   Mit „Sie“ (förmlich)  

   Mit „Du“ (wie wir es unter Kollegen meist handhaben)

•   �Haben Sie besondere Fragen oder Wünsche vor dem ersten Tag, die wir 

unbedingt klären sollten?

 

2.  Technik und Arbeitsplatz
 

•   �Wie schätzen Sie Ihre Vorkenntnisse in MS Office (Word, Outlook, Excel) ein?  

   Anfänger/in  

   Fortgeschrittene/r  

   Profi

 

•   �Hatten Sie in der Schule oder in Praktika bereits Kontakt mit spezieller Kanzlei-Software?

 

•   �Was hilft Ihnen beim Lernen am meisten? 

   Ich brauche schriftliche Anleitungen.  

   Ich schaue lieber erst einmal zu.  

   Ich möchte Dinge direkt selbst ausprobieren.

3.  Erreichbarkeit und Austausch
 

•   �Wie halten wir am besten Kontakt? Wenn wir Ihnen vor dem Start informelle  

Informationen schicken (z. B. eine Einladung zum Kanzlei-Lunch oder kurze Up-dates),  

welchen Kanal bevorzugen Sie?  

   E-Mail  

   WhatsApp / Messenger 

   Telefonanruf

4.  Gemeinsamkeit im Team

•   Haben Sie Hobbys oder Aktivitäten, von denen wir erfahren dürfen?

•   Gibt es etwas, das wir noch wissen sollten, damit Sie sich bei uns wohlfühlen?

Vielen Dank für Ihre Zeit! Wir freuen uns sehr auf die Zusammenarbeit. Ihr Team von

Muster für einen Fragebogen
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Mitteilungen

Die Rechtsanwaltskammer Braunschweig ist Mitglied 

der Hülfskasse Deutscher Rechtsanwälte und gehört ihr 

seit dem Jahr 1948, also seit 78 Jahren an. Die Hülfskas-

se ist ein nicht eingetragener Verein und steuerrechtlich 

als gemeinnützig anerkannt.

Weitere Mitglieder sind die Rechtsanwaltskammern 

beim BGH, Hamburg und Schleswig-Holstein. Durch 

diese Mitgliedschaft kommt die Rechtsanwaltskammer 

ihrer gesetzlichen Verpflichtung nach, Fürsorge für ihre 

Mitglieder zu betreiben.  

Der seit 2021 unveränderte Jahresbeitrag von € 5,00 

pro Kammermitglied für das Jahr 2024 wurde ord-

nungsgemäß bezahlt.  

In der Zeit vom 01.01. bis 31.12.2025 unterstützte die 

Hülfskasse Deutscher Rechtsanwälte 23 (Vorjahr 25) 

Kammermitglieder, ehemalige Kammermitglieder, Wit-

wen bzw. Kinder im Bezirk ihrer vier Mitgliedskammern 

mit monatlichen und/oder einmaligen Zahlungen von 

insgesamt € 39.653,56 (Vorjahr € 26.105,37).  

Die Hülfskasse Deutscher Rechtsanwälte zahlte vom

01.01. bis 31.12.2025 an folgende 3Personen (Vorjahr 4)

der Rechtsanwaltskammer Braunschweig insgesamt

€ 5.500,00 aus: 

•  �2 Anwaltswitwen bzw. -witwer, die aus Alters-, Krank-

heits- oder aus ähnlichen Gründen berufsbehindert 

bzw. berufsunfähig sind, erhielten monatliche Beihil-

fen und/oder einmalige Beträge 

•  �1 Kind, das minderjährig ist bzw. sich in Ausbildung 

befindet, erhielt monatliche Beihilfen und/oder ein-

malige Beträge.  

Gegenüber 6 ehemaligen und aktiv Unterstützten aus 

den Mitgliedskammern bestehen Ansprüche aus Rück-

zahlungsverpflichtungen.  

Weihnachtsspendenaktion 2025 

Zusätzlich unterstützte die Hülfskasse Deutscher Rechts-

anwälte im gesamten Bundesgebiet mit insgesamt 

€ 148.950,00 aus dem Etat der deutschlandweiten 

Weihnachtsspende.

Hiervon erhielten die Unterstützten aus dem Bereich 

der Rechtsanwaltskammer Braunschweig einen Gesamt-

betrag in Höhe von € 4.050,00 (Vorjahr € 3.900.00).  

Jahresbericht 2025  
für die Rechtsanwaltskammer Braunschweig
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Personalien

Neuzulassungen

Charlotte Marie Studenroth Rosdorf

Luisa-Marie Heigl Braunschweig

Malin Kriesel Göttingen 

Vanessa Piontek Braunschweig 

Emilia Frees Braunschweig

Solveig Viktoria Menzel Göttingen

Malte Simon Wolff Göttingen

Jannick Koffre Kalefeld

Vom 01.03.2026 bis 31.05.2026

Sonstige Zulassungen (§ 206 BRAO; § 2, 3 EuRaG)

Roman Pryima Braunschweig

Nalan Kibar Braunschweig

Anderweitige Zulassungen

Janine Rosemarie Garbisch Braunschweig

Christian von Hof Duderstadt

Dr. Hauke Stöwsand Uslar

Philipp Martin Runge Bad Harzburg

Syndikusrechtsanwaltszulassungen / 
Erstreckungen der Syndikuszulassung 

Christian Lucas Helmstedt

Malte Simon Wolff Göttingen

Berufsausübungsgesellschaften
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Personalien

Vom 01.03.2026 bis 31.05.2026

Löschungen  
Widerruf / Wechsel des Kammerbezirks

Dr. Franziska Lisa Walter Wolfsburg

Dietmar Letzel Braunschweig

Hans-H. Weiher Salzgitter

Lutz-Peter Voigt Braunschweig

Thomas Wilhelms Salzgitter

Tim Christian Droese Northeim

Werner Krengel Göttingen

Pelin Torum Braunschweig
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50 Jahre

Herr Rechtsanwalt Hans-Walter Becker aus Goslar ist seit April 1976 zugelassen

Herr Rechtsanwalt Helmut Rafael Meyer aus Einbeck ist seit Juni 1976 zugelassen

Jubiläen 

Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte

Der Vorstand der Rechtsanwaltskammer Braunschweig gratuliert allen Kolleginnen und Kollegen

sowie den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern in den Anwaltsbüros, die in den zurückliegenden

Monaten auf eine besonders langjährige Tätigkeit zurückblicken können.

40 Jahre

30 Jahre

Frau Rechtsanwältin Friederike Langelittig aus Wolfsburg ist seit April 1986 zugelassen

Herr Rechtsanwalt Reinhard Loppnow aus Braunschweig ist seit April 1986 zugelassen 

Herr Rechtsanwalt Harm Otto Heinrich Adam aus Göttingen ist seit Mai 1996 zugelassen

Frau Rechtsanwältin Hildegard Adam-van Beeck aus Bovenden ist seit Mai 1996 zugelassen

Herr Rechtsanwalt Dr. Peter Beer aus Braunschweig ist seit April 1996 zugelassen 

Herr Rechtsanwalt Benjamin Bothe aus Braunschweig ist seit April 1996 zugelassen

Frau Rechtsanwältin Carola Brinkmann aus Wolfsburg ist seit April 1996 zugelassen 

Frau Rechtsanwältin Anke Bruch aus Wolfsburg ist seit April 1996 zugelassen

Herr Rechtsanwalt Ulrich Conrady aus Braunschweig ist seit April 1996 zugelassen 

Herr Rechtsanwalt Dr. Frank Fabian aus Wolfsburg ist seit Juni 1996 zugelassen

Herr Rechtsanwalt Dr. Michael Flintrop aus Braunschweig ist seit April 1996 zugelassen 

Frau Rechtsanwältin Petra Friedrichs aus Göttingen ist seit Juni 1996 zugelassen

Herr Rechtsanwalt Dr. Jens Grunert aus Goslar ist seit April 1996 zugelassen

Herr Rechtsanwalt Uwe Nessig aus Braunschweig ist seit April 1996 zugelassen

Frau Rechtsanwältin Silke Rahmann aus Wolfsburg ist seit Mai 1996 zugelassen

Herr Rechtsanwalt Dr. Matthias Reichart aus Göttingen ist seit April 1996 zugelassen

Herr Rechtsanwalt Mark-Christoph Stein aus Salzgitter ist seit Juni 1996 zugelassen 

Herr Rechtsanwalt Erik Wilhelmus aus Salzgitter ist seit Mai 1996 zugelassen

Herr Rechtsanwalt Jörg Zehender aus Northeim ist seit April 1996 zugelassen  
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20jähriges Jubiläum 

Frau Tanja Meier 

Eintritt: 15.05.2006

Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter

 

 

15jähriges Jubiläum 

Frau Patricia Patz – Eintritt: 18.08.2015 

Frau Mascha Schulze – Eintritt: 01.09.2015 

Frau Tanja Strakbein – Eintritt: 01.08.2015 

 

25jähriges Jubiläum 

Frau Sabrina Gebauer – Eintritt: 12.07.2000 

 

 

Appelhagen gratuliert ganz herzlich zum Firmenjubiläum und dankt für die lange, treue und 
außerordentlich angenehme Zusammenarbeit und freut sich auf viele weitere gemeinsame 
Jahre! 
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Seminare  |  Fortbildungen 

Sie können sich selbst direkt über unsere Homepage 

für unsere Seminare anmelden. Gehen Sie hierfür 

einfach auf unserer Internetseite in die Rubrik Fort-

bildung / Anwälte. Dort sehen Sie eine Übersicht der 

geplanten Seminare. Entweder klicken Sie direkt in 

der Tabelle auf „Jetzt buchen“ oder Sie scrollen et-

was   weiter nach unten und finden neben weite-

ren Details zu den jeweiligen Veranstaltungen den 

Button „Hier gelangen Sie zur Buchung“. Dort geben 

Sie nun Ihre Daten ein und erhalten Ihre Anmeldebe-

stätigung / Rechnung per E-Mail. Klicken Sie gern hier 

und gelangen Sie direkt zu unserer Seminarübersicht. 

Seminarangebot 2026 

  

19.06.2026	 KI-Kompetenz für Arbeitsrecht und Familienrecht

	 Rechtsanwalt Tom Brägelmann, LL.M.

	 Anerkennung für 2 Zeitstunden Familienrecht und  

	 2 Zeitstunden für Arbeitsrecht 

24.06.2026	 Schnittstellen des Familienrechts zum Sozial-, Steuer- und  

	 Versicherungsrecht

	 Referentin: Frau Dr. h.c. Edith Kindermann, Rechtsanwältin  

	 und Notarin, Fachanwältin für Familienrecht

	 Anerkennung für Familienrecht, Sozialrecht, Steuerrecht und 

	 Versicherungsrecht

11.09.2026	 Forensische Vernehmung  

	 Teil 2: Die Berichtsperson

	 Referent: Bertil Jakobson, Rechtsanwalt; Fachanwalt für Strafrecht

	 Anerkennung für Strafrecht

18.09.2026	 Fallstricke beim Gestalten von Arbeitsverträgen

	 Referent: Alexander Hirschmann; Rechtsanwalt und Mediator

	 Anerkennung für Arbeitsrecht

23.09.2026 	 Teil 1:  Entgelt ohne Leistung –  

	 Aktuelles zu Annahmeverzugslohn und Entgeltfortzahlung 

	 Teil 2:  Die krankheitsbedingte Kündigung

	 Referentin: Frau Dr. Kathrin Schulze Zumkley 

	 Fachanwältin für Arbeitsrecht 

	 Anerkennung für Arbeitsrecht

25.09.2026	 Kapitalmaßnahmen und Formwechsel bei der GmbH und  

	 der „kleinen“ AG im Inland sowie mit Auslandsbezügen

	 Referent: Dr. Dr. Christian Schulte; Richter am AG Charlottenburg,  

	 Hochschuldozent, HWR-Berlin

	 Anerkennung für Handels- und Gesellschaftsrecht,  

	 internationales Wirtschaftsrecht, Bank- und Kapitalmarktrecht  ⏵
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02.10.2026	 Aktuelle Entwicklungen im Steuerstrafrecht

	 Referent: Prof. Dr. Christian Haumann; Steuerberater und Mediator  

	 und Arne Rettke; Staatsanwalt

	 Anerkennung für Strafrecht und Steuerrecht

09.10.2026	 Aktuelles zum Unterhalts- und Verfahrensrecht

	 Referent: Prof. Dr. Alexander Schwonberg; Vorsitzender Richter am OLG Celle

	 Anerkennung für Familienrecht

28.10.2026	 Update Wohnungseigentumsrecht für die anwaltliche Praxis und  

	 Neues zum Heizungsgesetz

	 Referent: Dr. Matthias Löffler; Richter am AG Hannover

	 Anerkennung für Miet- und WEG-Recht

30.10.2026	 Querbeet durch das Kfz-Verkehrsstrafrecht,  

	 das Kfz-Ordnungswidrigkeitenrecht und insbesondere Fragen 

	 rund um das Cannabis und die MPU:  

	 Ein Überblick über die Rechtsprechung der vergangenen Jahre bis 2026

	 Referent: Bernd Schöning, Rechtsanwalt; Fachanwalt für Verkehrsrecht

	 Anerkennung für Verkehrsrecht und Strafrecht

06.11.2026	 Insolvenzrecht für Erbrechtler

	 Referent: Christian Weiß; Rechtsanwalt/Fachanwalt  

	 für Insolvenz- und Sanierungsrecht / Zert. Testamentsvollstrecker (AGT)

	 Anerkennung für Insolvenzrecht und Erbrecht 

11.11.2026	 Mehr als ein Jahr E-Rechnung  

Online-Seminar	 Wie setzen Anwaltskanzleien die Anforderungen um und was kommt 2027?

	 Referent: Michael Weber-Blank, NLP M., Fachanwalt für Steuerrecht und 	

	 Strafrecht, Zertifizierter Compliance Officer und Wirtschaftsmediator,  

	 Hannover

	 Anerkennung für Steuerrecht

27.11.2026	 Jahresupdate 2026 für die anwaltliche Praxis

	 Referenten: Herr Wilhelm Mestwerdt; Präsident des Landesarbeitsgerichts 	

	 Niedersachsen und Herr Dr. Steffen Lieske, Vorsitzender Richter am  

	 Landesarbeitsgericht Niedersachsen

	 Anerkennung für Arbeitsrecht

04.12.2026	 I.  § 1375 Abs. 2 BGB und andere illoyale Vermögensverfügungen  

	 über das Endvermögen

	 II. Schuldenhaftung bei Trennung und Scheidung

	 Referent: Dr. Thomas Herr, Rechtsanwalt und Fachanwalt Familienrecht i. R.

	 Anerkennung für Familienrecht  

  

Rechtsanwaltskammer Braunschweig  2  |  2026 ⬅



Impressum

Herausgeber: 
Rechtsanwaltskammer für den Oberlandesgerichtsbezirk  
Braunschweig – Körperschaft des öffentlichen Rechts  

Lessingplatz 1  |  �38100 Braunschweig
Telefon 0531 1 23 35 0  |  �Telefax 0531 1 23 35 66
info@rak-braunschweig.de 
www.rak-braunschweig.de 
 
Redaktion (V. i. S. d. P.): 
Rechtsanwältin Petra Boeke, 
Geschäftsführerin der Rechtsanwaltskammer Braunschweig 

Layout: 
Druckreif! Annette Henko, Braunschweig

Die Kammermitteilung erscheint 4x jährlich als Online-Ausgabe.

Nachdruck – auch von einzelnen Beiträgen und Fotos –
nur nach Genehmigung des Herausgebers 

Rechtsanwaltskammer
Braunschweig



Kammermitteilung
2  |  2026

	 Grußwort

	 3	 Grußwort des Präsidenten

	 Mitteilungen

	 4	 Das Jahr 2025 – Tätigkeitsbericht des Vorstandes

10	 Ausbildungsvergütung ReFa / ReNo

11	 86. Tagung der Gebührenreferentinnen  und -referenten

	16	 Aufruf des Europäischen Parlaments  zur Interessenbekundung ...

17	 Mitglieder- und Fachanwaltsstatistik zum 01.01.2026

19	 Leitfaden für bedrohte Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte

22	 Rechtsstaat braucht Rückgrat

24	 Online-Befragung STAR 2026

25	 Auszubildenden-Onboarding

30	  Jahresbericht 2025 der Hülfskasse

	 	 Personalien
	

31		  Neuzulassungen, anderweitige Zulassungen

32		  Löschungen

33		  Jubiläen Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte

34		  Jubiläen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter

	 Veranstaltungen

35		  Seminare | Fortbildungen der Rechtsanwaltskammer Braunschweig

Rechtsanwaltskammer 
Braunschweig



42

InhaltInhalt

Impressum

Herausgeber: Rechtsanwaltskammer Braunschweig,
Lessingplatz 1  |  �38100 Braunschweig
Telefon 0531 1 23 35 0  |  �Telefax 0531 1 23 35 66
www.rak-braunschweig.de 
 
Redaktion (V. i. S. d. P.): Rechtsanwältin Petra Boeke, 
Geschäftsführerin der Rechtsanwaltskammer Braunschweig 
Layout: Druckreif! Annette Henko, Braunschweig
Titelfoto: Adobe Stock/Zafar mit KI

Die Kammermitteilung erscheint 4x jährlich als Online-Ausgabe.

Nachdruck – auch von einzelnen Beiträgen und Fotos –
nur nach Genehmigung des Herausgebers 

⬅verlinkt mit den jeweiligen Beiträgen

	 Grußwort

	 3	 Grußwort des Präsidenten

	 Mitteilungen

	 4	 Das Jahr 2025 –  

		  Tätigkeitsbericht des Vorstandes

10		 Ausbildungsvergütung ReFa / ReNo

11		 86. Tagung der Gebührenreferentinnen 

		  und -referenten der Rechtsanwaltskammern

	16	 Aufruf des Europäischen Parlaments  zur  

		  Interessenbekundung für Rechtsberatung ...

17		 Mitglieder- und Fachanwaltsstatistik  

		  zum 01.01.2026

19		 Leitfaden für bedrohte Rechtsanwältinnen 

		  und Rechtsanwälte

22		 Rechtsstaat braucht Rückgrat

24		 Online-Befragung STAR 2026

25		 Auszubildenden-Onboarding

30	 	 Jahresbericht 2025 der Hülfskasse

	 	 Personalien
	

31		 Neuzulassungen, anderweitige Zulassungen

32		 Löschungen

33		 Jubiläen 

		  Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte

34		 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter

	 Veranstaltungen

35		 Seminare | Fortbildungen

		  der Rechtsanwaltskammer Braunschweig

Rechtsanwaltskammer Braunschweig  2  |  2026


